Sehr geehrter Herr Präsident, 

werte Abgeordnete zum Südtiroler Landtag,

erlauben Sie mir, vielleicht im Unterschied zu anderen Jahren, in der heurigen Haushaltsrede nicht nur handfeste Vorhaben im kommenden Jahr vorzustellen, sondern darüber hinaus auch einen Blick etwas weiter nach vorn zu werfen, einen Blick darauf,  wie Südtirol im Jahr 2010 aussehen wird. Sie sehen, die Vision ist keine allzu langfristige, sie ist aber – das werden Sie mir zugestehen – für einen Pragmatiker wie mich ein viel versprechender erster Schritt. Letztendlich halte ich es mit Visionen, wie die Meteorologen mit der Wettervorhersage: Wenn die Vorhersage allzu weit in die Zukunft reicht, ist sie keine Prognose mehr, sondern Scharlatanerie.

Also, wie wird Südtirol im Jahr 2010 aussehen? Welches Land werden die Südtiroler vor Augen haben, welches ihre Gäste, welches die Durchreisenden, welches die Abgeordneten zum Südtiroler Landtag, welches die Landesräte, welches der Landeshauptmann? Wird es ein komplett verbautes Land sein, wie die üblichen Schwarzmaler nach der Verabschiedung unserer Raumordnungsnovelle behauptet haben? Wird es ein noch stärker vom Transit geplagtes Land sein? Wird es ein Land sein, in dem ethnische Kämpfe toben, wie sie von den Nationalisten auf beiden Seiten im Zusammenhang mit der Regelung der Toponomastik an die Wand gemalt werden? Wird es überhaupt noch Südtiroler geben oder vielleicht doch nur noch böse, hinterhältige, schmarotzerische, uns latent feindlich gestimmte Ausländer, wie wir im nächsten Jahr, in den Monaten vor den Landtagswahlen noch so oft zu hören bekommen werden? Wird Südtirol überhaupt noch sichtbar sein oder vielleicht doch schon längst unter dem Aushubmaterial aus dem Erkundungsstollen des Brennerbasistunnels verschwunden sein?

Sie wissen, werte Abgeordnete, dass ich kein Pessimist bin und mir deshalb das Spiel mit den Ängsten der Bevölkerung nicht liegt. Sie wissen auch, dass es eigentlich nicht unsere Aufgabe ist – oder sagen wir besser: wäre – diese Ängste zu schüren. Und Sie wissen auch, vielleicht sogar besser als ich, dass die Angstmacherei keiner seriösen Überprüfung standhält, dass es keinen anderen Grund gibt, Ängste zu schüren, als den, selbst daraus Kapital schlagen zu wollen. Wollen wir unsere Vision von Südtirol im Jahr 2010 also weder optimistisch noch pessimistisch entwickeln, sondern realistisch.

Wie also wird Südtirol, realistisch, im Jahr 2010 aussehen? 

Es wird kein Land sein, in dem Milch und Honig fließen, aber die wirtschaftliche Situation ist in Südtirol seit Jahren konstant, und zwar konstant gut, auch wenn man immer und immer wieder – und von allen Seiten – versucht, sie schlecht zu reden oder doch zumindest den rapiden Niedergang in den kommenden Jahren herbeizureden. Gegen diese Schwarzmalerei sprechen die Daten, und zwar eindeutig. 

Denn während sich in anderen Ländern, und zwar in den allerallermeisten anderen Ländern Schlangen vor den Arbeitsämtern bilden, weil Leute verzweifelt auf der Suche nach einem Job sind, würden sich bei uns höchstens Schlangen vor dem Arbeitsamt bilden, weil Arbeitgeber auf der Suche nach Arbeitskräften sind. Ich sage „würde“, weil sich in Südtirol dank der hervorragenden Arbeit der Arbeitsämter und der sehr gut funktionierenden Arbeitsvermittlung Angebot und Nachfrage vereinbaren lassen, auch ohne dass jemand Schlange stehen muss. Weder der Arbeitnehmer noch der Arbeitgeber. Übrigens auch die Arbeitnehmer nicht, die auf dem Arbeitsmarkt normalerweise durch den Rost fallen. Menschen mit Behinderung zum Beispiel, für die wir versuchen, nicht nur eine individuell gestaltete Ausbildung zu bieten, sondern danach auch die Möglichkeit, den Einstieg in die Arbeitswelt zu bewältigen, indem wir selbst Arbeitsplätze schaffen, indem wir Unternehmen unterstützen, die dies tun, indem wir die Betroffenen betreuen, indem wir sie ausbilden und auf die Anforderungen „da draußen“ vorbereiten. 

Und wer nun sagt, na ja, immer nur der Verweis auf den Arbeitsmarkt, der sollte sich vor Augen halten, was ein – wie Wirtschaftsfachleute ihn nennen – „noch aufnahmefähiger“ Arbeitsmarkt bedeutet. Er bedeutet soziale Sicherheit, er bedeutet Wirtschaftskraft, er bedeutet Wohlstand, er bedeutet einen höheren Grad an Zufriedenheit bei den Menschen, er bedeutet weniger Sozialausgaben, er bedeutet stabilere Familienverhältnisse, er bedeutet weniger Extremismen – auch im politischen Sinn.

Und noch etwas sei gesagt: Die Vollbeschäftigung ist auch, aber bei weitem nicht nur, ein Verdienst der öffentlichen Hand. Erst kürzlich hat die Landesbeobachtungsstelle für den Arbeitsmarkt errechnet, dass Südtirols öffentlicher Sektor rund 45.000 Beschäftigte zu verzeichnen hat, wobei klar sein muss, dass „öffentlicher Sektor“ nicht gleich „Land“ ist. Vielmehr fallen in diesen Bereich alle Institutionen aber auch privaten Unternehmen, die einen öffentlichen Dienst versehen. Diese Zahl hat wieder einmal eine Diskussion losgetreten, eine Diskussion mit den üblichen Argumenten: zu viele Bedienstete, zu viel Land, zu viel Einmischung. Erlauben Sie mir dazu aber ein paar Fragen und den angekündigten Blick auf das Jahr 2010:

Von den 45.000 genannten Beschäftigten finden sich 11.000 im Gesundheitsbereich, davon 9000 im Gesundheitsbetrieb. Ist das zu viel? Wir sind der Meinung, nein, und deshalb ist anzunehmen, dass im Jahr 2010 nicht signifikant weniger Mitarbeiter im Bereich des Gesundheitswesens beschäftigt sein werden.  Dies hat damit zu tun, dass wir den Südtirolerinnen und Südtirolern weiter ein Gesundheitssystem bieten wollen, das auf höchstem Niveau arbeitet und das seine Dienste auch peripher anbietet. Sicher, das Gesundheitswesen verschlingt einen großen Happen dessen, was wir Jahr für Jahr zu verteilen haben, aber Einsparungen dürfen nicht auf Kosten der Patienten gehen, denn Gesundheit – und das werde ich nicht müde zu betonen – ist das höchste Gut und mit Geld nicht aufzuwiegen. 

Das heißt allerdings nicht, dass alle Kostensteigerungen im Gesundheitswesen klaglos hingenommen werden. Nein, wir haben bereits die Neuordnung im Gesundheitswesen auf den Weg gebracht, auf die organisatorische Neuordnung wird nun auch die klinische Reform folgen. Und deshalb gehen wir davon aus, dass das Südtiroler Gesundheitswesen 2010 nicht das selbe sein wird wie das heutige: es werden Kompetenzzentren eingerichtet worden sein und Spezialisierungen stattgefunden haben, es werden die besonders hoch spezialisierten Dienste auf die einzelnen Krankenhäuser verteilt worden sein, die Fallzahlen für die einzelnen Ärzte werden gestiegen sein, deren Kompetenzen in den ihnen übertragenen Bereichen dadurch auch, es wird noch perfekter aber auch kostengünstiger gearbeitet werden, die Ausgaben für die Medizintechnik werden gesunken sein, das Beschaffungswesen wird weiter optimiert worden sein und letztendlich wird der Patient die Reform also – wenn überhaupt – nur positiv zu spüren bekommen: durch eine Steigerung der Qualität in Pflege und Behandlung und kürzere Wartezeiten.

Und wird es 2010 den Freiberuf der Ärzte inner- und außerhalb der Krankenhäuser geben und damit eine Zweiklassenmedizin? Den Freiberuf ja, die Zweiklassenmedizin nein. Wie Sie alle wissen, gebietet uns ein entsprechendes Urteil, den Ärzten die Ausübung des Freiberufs zu gestatten und wir werden diesem Urteil selbstverständlich nachkommen. Wir reden aber ein gewichtiges Wörtchen mit, wenn es um die Regelung dieses Freiberufs geht, wir werden dafür sorgen, dass die Qualität des öffentlichen Dienstes jedes einzelnen Arztes nicht darunter leidet, wir werden dafür sorgen, dass die Ärzte jeder Hierarchiestufe auch weiterhin für alle Patienten da sein werden, wir werden dafür sorgen, dass die Infrastrukturen weiter vorrangig dem öffentlichen Dienst zustehen und – wenn sie für die freiberufliche Tätigkeit genutzt werden – auch entsprechend abgegolten werden. Kurzum: Wir werden dafür sorgen – und dafür stehe ich mit meinem Wort – dass es eine Zweiklassenmedizin in Südtirol 2010 nicht geben wird. 

Zurück zur Beschäftigung im öffentlichen Sektor, zurück zu den 45.000 Beschäftigten oder zumindest zu den 34.000, die verbleiben, wenn wir den Gesundheitsbereich abziehen. 18.000 davon sind im Bereich Bildung beschäftigt, auch hier überwiegt – verzeihen Sie mir, wenn ich sage – selbstverständlich das öffentliche Bildungswesen, und zwar mit 90 Prozent der Beschäftigten. Wird sich diese Zahl bis 2010 merklich verändert haben? Nein, mit Sicherheit nicht, denn auch hier geht es – neben der Gesundheit – um das wichtigste unserer Zukunftsgüter, um den wichtigsten Faktor, der unsere Entwicklung, und zwar auf Jahre hinaus, am nachhaltigsten prägt: die Bildung und die Ausbildung unserer Kinder und Jugendlichen, denn letztendlich geht es um die Zukunft aller drei Volksgruppen in Südtirol, ganz besonders um das Überleben der sprachlichen Minderheiten in diesem Lande.

Die Bildung und Ausbildung stellen wir mit dem Bildungsgesetz auf neue Beine, und zwar Beine, die auch im Jahr 2010 noch fest auf dem Boden stehen werden. Das Bildungsgesetz ordnet die Schullandschaft in Südtirol neu, es passt sie den Bedürfnissen und den neuen Herausforderungen an, es respektiert die Autonomie der Schulen und setzt gleichzeitig einen klaren Rahmen, innerhalb dessen sich diese Autonomie bewegen kann. Dieser Rahmen hat nichts mit Misstrauen den Lehrern und Direktoren gegenüber zu tun. Im Gegenteil: Wir haben uns immer vor das Schulpersonal gestellt, weil wir überzeugt sind, dass es einen hervorragenden Job macht, dass es vor allem einen hervorragenden Job in Zeiten macht, in denen das Unterrichten und Erziehen von Kindern und Jugendlichen sicher nicht einfacher geworden ist. Es hat also, wie eben gesagt, nichts mit Misstrauen zu tun, wenn wir der Schulautonomie einen Rahmen geben, es hat vielmehr damit zu tun, dass wir die Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der Schulbildung im ganzen Land garantieren müssen. Was würde sonst passieren? Abschlüsse verschiedener Schulen wären nicht mehr vergleichbar, das Niveau der Schüler wäre mehr als nur unterschiedlich, ein Wechsel von einer in eine andere Schule nahezu unmöglich. 

Und was die viel zitierte, von vielen Seiten immer wieder verlangte und von uns untersagte Immersion betrifft: Sie wird es auch im Jahr 2010 nicht geben. Dafür sprechen rechtliche Gründe, etwa der Art. 19 des Autonomiestatuts, dafür sprechen aber auch gesellschaftliche Gründe. Wenn wir es zulassen, dass manch ein Fach in Deutsch, ein anderes in Italienisch und wieder ein anderes in Englisch unterrichtet wird, dann entziehen wir unseren Kindern den Boden der Identität, auf dem sie stehen. Sprache ist und bleibt ein wichtiger Bestandteil der Identität und gerade in einem Land wie dem unseren ist es notwendig, die Muttersprache derart zu festigen, dass darauf aufbauend auch andere Sprachen gelernt werden können. Darauf aufbauend, wohlgemerkt, nicht anstelle davon.

Deshalb gilt nach wie vor das Prinzip (und es wird auch 2010 gelten): Wird in einer Unterrichtsstunde eine Sprache verwendet, die nicht die normale Unterrichtssprache ist, dann ist dies Sprachunterricht. Und nur Sprachunterricht. Es darf also auch nur die Sprache und deren Kenntnis bewertet werden und nicht der fachlich korrekte oder nicht korrekte Inhalt einer Aussage eines Schülers. Und damit fällt diese Unterrichtsstunde auch in das Kontingent des Sprachunterrichts, das wiederum klar begrenzt ist.

Ich möchte in diesem Zusammenhang etwas unterstreichen, und zwar nicht nur an die Mitbürger italienischer Muttersprache gerichtet: Wer die zweite Sprache in Südtirol erlernen will, der braucht die Immersion nicht. Er hat Gelegenheiten genug, sich fortzubilden, die Angebote der verschiedensten Institutionen zu nutzen, die auf alle Altersstufen, auf jeden Bedarf zugeschneiderte Initiativen anbieten. Was es braucht, um die zweite Sprache zu erlernen, sind nicht noch mehr Unterrichtsstunden: es sind guter Wille, Engagement, die Bereitschaft zur Konversation mit den anderssprachigen Mitbürgern und nicht zuletzt viel, viel Fleiß.

Wenn wir den Immersionsunterricht also verbieten, dann ist das, das sei hier noch einmal betont, kein Instrument, um den Italienern im Lande die Partizipation am gesellschaftlichen Leben in Südtirol zu erschweren. Wer am öffentlichen Leben in Südtirol teilnehmen will, der hat dazu jede Möglichkeit, und zwar unabhängig von der Sprachgruppe, der er angehört. Sicher: der Erwerb der Zweitsprache ist ein Muss, doch ist die Immersion – wie eben ausgeführt – nicht der richtige Weg dorthin. Vielmehr bieten wir auch als Land eine ganze Reihe von Instrumenten, um den italienischen Mitbürgern das Erlernen des Deutschen zu erleichtern, so wie wir umgekehrt den deutschen Südtirolern eine Reihe von Sprachkursen und -angeboten zur Verfügung stellen. 

Und auch wenn das Lernen der Zweiten Sprache einer der wichtigsten Schlüssel für die Partizipation ist – es ist nicht der einzige. Vielmehr geht es auch darum, dieses Land zu verstehen und das Bewusstsein für die Geschichte unseres Landes zu schärfen – und wenn ich sage „unseres Landes“, dann meine ich nicht „unseres“ im Sinne der deutsch- und ladinischsprachigen Bevölkerung, sondern aller hier Lebenden. Wir haben diesen Ansatz bereits im Rahmen des 60-Jahr-Gedenkens an die Unterzeichnung des Pariser Vertrags vertreten, wir haben es vor wenigen Tagen bei 50-Jahre-Sigmundskron erneut versucht und wir werden auch die Initiativen im Rahmen des Gedenkjahrs 2009 darauf ausrichten, auch den italienischen Mitbürgern im Land einen speziell auf sie zugeschnittenen Zugang zu einem für die Geschichte dieses Landes so prägenden Ereignis wie den Tiroler Freiheitskämpfen zu verschaffen. Und es geht uns nicht darum, Geschichtsschreibung zu monopolisieren, denn eines ist klar: Der Blick auf die Geschichte fällt durchaus anders aus, wenn man den Blickwinkel verändert. Uns geht es nicht darum, diesen Winkel zu beeinflussen, uns geht es vielmehr darum, überhaupt erst einmal Sichtkontakt herzustellen. 

Letztendlich, meine Damen und Herren, ist es nicht die Politik, nicht die Gesellschaft, sind es nicht die „Deutschen“, die eine Partizipation der „Italiener“ im Lande verhindern oder erschweren. Wer sich einbringen will, der hat die besten Möglichkeiten dazu, wenn er sich nur auf unser Land einlässt und sich nicht selbst im Wege, dafür aber zum Autonomiestatut steht, zu diesem Land, seiner Gesellschaft und seiner Geschichte, sich endlich auch zu Hause fühlt, denn eines werde ich nicht müde zu betonen: Die Autonomie ist zwar zum Schutz der deutschen und ladinischen Minderheit Südtirols geschaffen worden, sie ist heute aber schon längst ein Instrument, das allen hier Lebenden Vorteile bietet, auf das auch alle – zurecht – stolz sein können.

Aber lassen Sie mich von diesem Exkurs über Schule, Immersion und Partizipation bis hin zur Autonomie wieder zu meiner Rechnung mit den Beschäftigten im öffentlichen Sektor zurückkommen. Wir hatten 45.000, wovon 11.000 auf das Gesundheitswesen und weitere 18.000 auf die Bildung entfallen. Bleiben vorerst 16.000, von denen 6000 im Sozialbereich tätig sind. Übrigens fast ein Drittel davon bei privaten Arbeitgebern. Werden es 2010 weniger sein? Nein, wahrscheinlich sogar mehr. Das hat mit der Demographie zu tun, mit der immer älter werdenden Gesellschaft aber auch mit dem medizinischen Fortschritt. 

Bereits im kommenden Jahr rechnen wir mit 11.700 pflegebedürftigen Menschen in Südtirol. 11.700 Menschen, die – per definitionem – mindestens zwei Stunden täglich auf die Hilfe anderer Menschen angewiesen sind. 3700 von ihnen bekommen diese Hilfe in Heimen und Pflegestrukturen, deren Kapazität wir – wenn wir beim Ausblick auf 2010 bleiben – übrigens Jahr für Jahr um rund 60 Betten ausbauen. Auch dies eine Aufgabe, die uns von der sich ändernden demographischen Lage gestellt wird.

Wo und vom wem werden aber die restlichen 8000 Menschen tagtäglich gepflegt? Sie kennen die Antwort, werte Kolleginnen und Kollegen. 8000 Südtirolerinnen und Südtiroler werden zu Hause gepflegt. Von ihren Partnern, von ihren Kindern, von ihren Enkeln, von Tanten, Onkeln, Nichten oder Neffen. Dies ist eine Leistung, die wir den Familien nicht hoch genug anrechnen können, weil sie es garantiert, dass Pflegebedürftige in ihrer gewohnten Umgebung, in ihrem familiären Umfeld verbleiben können. Und das ist wiederum eine gute Nachricht für jeden einzelnen von uns. Für Sie wie für mich, trifft es doch rein statistisch gesehen nicht nur einen, sondern gleich mehrere von uns, die wir noch hier sitzen, früher oder später auf Hilfe angewiesen zu sein.

Was ich in diesem Zusammenhang unterstreichen möchte, ist, dass die Familien in der Pflege Unglaubliches leisten. Gleichzeitig möchte ich aber auch unterstreichen, dass die Pflege der Angehörigen eine Pflicht ist. Sie ist die Chance der Generation der Kinder, der Generation der Eltern etwas von dem zurückzugeben, was sie zeitlebens für sie geleistet haben. Es ist nicht so, dass nur die Eltern eine Verpflichtung ihren Kindern gegenüber hätten, es ist vielmehr auch so, dass die Kinder diese Verpflichtung auch gegenüber ihren Eltern übernehmen, wenn diese einmal auf Hilfe angewiesen sind. Das ist nicht nur so, weil Blut nun einmal dicker als Wasser ist. Es ist auch so, weil es die Dankbarkeit gegenüber den Eltern gebietet.

Dies alles soll nicht bedeuten, dass man die Pflegenden mit den zu Pflegenden alleine lässt. Im Gegenteil: Sie alle, die Sie hier sitzen, und noch viele Beteiligte mehr haben am Zustandekommen eines Gesetzes mitgewirkt, das wir mit gutem Recht als „Meilenstein der Sozialpolitik“ bezeichnet haben: am Gesetz der Pflegesicherung. Wie lange haben wir diskutiert, wie lange haben wir gestritten, wie viele Modelle, wie viele Lösungsvorschläge, wie viele potenzielle Gesetzestexte hat es in den letzten Jahren gegeben, um dieses heikle Problem zu lösen. Wir haben es nun geschafft, die Anforderungen der Pflegesicherung in den Griff zu bekommen und wir haben es geschafft – auch das ist hier noch einmal zu betonen – ohne die Bürger zusätzlich zu belasten.

Dieses Gesetz ist nicht nur ein Meilenstein, es ist ein Rettungsanker für die zahlreichen Familien, von denen wir vorher gesprochen haben. Es bietet ihnen Hilfe, es bietet ihnen Entlastung, es bietet ihnen finanzielle Unterstützung. Es bietet ihnen demnach genau das, was sie in ihrer Situation am nötigsten brauchen. 

Wenn wir also von Südtirol 2010 sprechen, dann sprechen wir von einem Land, in dem Pflegende – dann schon seit zwei Jahren – auf eine finanzielle Unterstützung in Form des Pflegegeldes zählen können. Dieses dient dazu, die Leistungen der Pflegenden abzugelten, für die wir im Übrigen auch für eine angemessene Renten-Absicherung sorgen müssen, es dient dazu, Kosten für den Hauspflegedienst zu bezahlen, es dient dazu, einen Teil der Kosten einer Heim- oder Klinikunterbringung zu tragen. Es dient auch dazu, einen vorübergehenden Heimaufenthalt zu bezahlen, eine Möglichkeit, die wir übrigens auch strukturell noch zu verbessern haben. Wir müssen Heime schaffen, in denen zu Pflegende auch einmal am Wochenende oder für die Zeit des Urlaubs ihrer Angehörigen untergebracht werden können, um den Pflegenden ein Stück Freizeit und Freiraum einzuräumen, sie zu entlasten, sie davor zu bewahren, selbst zu Pflegefällen zu werden, weil sie mit ihrem Pflegefall überlastet sind. Kurzzeitpflege ist wichtig, wird immer wichtiger und wird auch eine Option sein, um das Pflegegeld anzulegen. Das Pflegegeld ist damit ein Stück Sicherheit für uns und für unsere Kinder, denen wir als Eltern schließlich nicht auf der Tasche liegen wollen. 

Zurück zu den nackten Zahlen, zurück zu unseren 45.000 minus 11.000 minus 18.000 minus 6000 Beschäftigten im öffentlichen Sektor. Bleiben rund 10.000 Beschäftigte in der öffentlichen Verwaltung im engeren Sinne: Mitarbeiter der Gemeinde-, der Landes- und der Staatsverwaltung. Wird ihre Zahl im Jahr 2010 zurückgegangen sein? Ich kann hier nur für das Land antworten und sagen: nein. Und gleichzeitig behaupte ich: Trotzdem wird die Landesverwaltung immer effizienter. Wie passt das zusammen? Es passt insofern zusammen, als dass etwa gleich viel Mitarbeiter immer mehr Aufgaben zu erfüllen haben. Schon fast Jahr für Jahr weiten wir das Spektrum unserer Zuständigkeiten aus, übernehmen neue vom Staat. Dies, weil wir der Meinung sind, dass es für unser Land von Vorteil ist, wenn möglichst viel direkt im Land entschieden wird. Das hat mit Subsidiarität zu tun, mit der Fähigkeit also, vor Ort Aufgaben besser zu erledigen als auf einer höheren Ebene. Warum? Weil man die Bedürfnisse besser kennt, weil man flexibler auf Sonderfälle reagieren kann, weil man das Ohr am Bürger hat und davon kann ich nun fürwahr ein Lied singen. 

In der Unmittelbarkeit liegt der Vorteil unserer Autonomie und deshalb werden wir weiter bemüht sein, unserem Land Kompetenzen zu sichern. Das von mir heute oft zitierte Südtirol 2010 wird demnach auch eine Reihe neuer Aufgaben im Land regeln. Als Land werden wir dann beispielsweise eine ganze Reihe von Staatsstraßen übernommen haben, weil der Staat für deren Instandhaltung nicht mehr aufkommen kann oder will, wir werden unsere Programme zur Verkehrssicherheit weiterführen und versuchen, unseren Beitrag zur Unfallverhütung zu leisten. Als Land werden wir dann auch die Kosten der Programme des Senders Bozen der RAI übernommen haben, die bis dato das Ministerratspräsidium zahlt. Und – trotz der aus meiner Sicht ungerechtfertigten Kritik wiederhole ich hier noch einmal – wir werden auch in organisatorischer Hinsicht mitreden, wenn wir zahlen. Wer genau hinhört und mich nicht partout missverstehen will, der versteht, dass es hier um die Organisation geht, um eine eigenständige Redaktion für die Ladiner, um eine optimale technische Ausstattung, um Sendezeiten und um eine gerechte Entlohnung der Programmgestalter. Es geht nicht um Inhalte und es wird nie um Inhalte gehen. Wir respektieren die journalistische Freiheit, weil wir davon überzeugt sind, dass sie ein wichtiges demokratisches Gut ist. Und wer mich kennt, der weiß, dass ich noch nie versucht habe – und auch nie versuchen werde – wie auch immer gearteten Druck auf Journalisten auszuüben. Wer uns das glaubt, wird auch in der RAI weiter gut schlafen. Vielleicht sogar besser als zuvor. Wer uns das nicht glaubt, dem sei gesagt, dass wir auch Krankenhäuser finanzieren, ohne den Ärzten zu sagen, wie sie zu operieren haben, dass wir Schulen finanzieren, ohne den Lehrern in der Stunde über die Schulter zu schauen, dass wir – vielleicht schon in unserem Südtirol 2010 – auch das Gerichtspersonal übernommen haben werden und trotzdem keine Urteile fällen.

So wie’s derzeit aussieht wird’s im Jahr 2010 in Südtirol übrigens auch eine landesfinanzierte Universität geben und auch die Postverteilung werden wir dann selbst organisieren. Dies ist, da brauche ich Ihnen nichts zu erzählen, auch dringend notwendig, wenn man das derzeitige Funktionieren – oder auch nicht – der Post vor Augen hat.

Mit all diesen neuen Kompetenzen leisten wir unseren Beitrag zur Entlastung der Staatskassen, mit all diesen neuen Kompetenzen stärken wir aber auch unsere Autonomie. Und das sehe ich aus den oben genannten Gründen bereits als Selbstzweck.

Zurück zu den Mitarbeitern der Verwaltung: Sie leisten viel, auch wenn das kaum einer so richtig wahrhaben will. Der Großteil, ja sogar fast alle unsere Mitarbeiter tun ihre Pflicht: sie arbeiten, sind fleißig, zuverlässig, innovativ. Ihnen allen möchte ich bei dieser Gelegenheit in unserem Namen aber auch im Namen der gesamten Bevölkerung unseres Landes ein Kompliment aussprechen und ihnen danken. Und lassen Sie mich hier ein für allemal betonen: Es ist nicht gerechtfertigt, wegen einiger schwarzer Schafe, die es im Übrigen überall gibt, alle Landesbediensteten über einen Kamm zu scheren, sie in Misskredit zu bringen und lächerlich zu machen. 

Wenn alle immer über die Bürokratie schimpfen, dann sei auch gesagt: Wir sind als Verwalter dem Bürger Rechenschaft schuldig, wir müssen nachweisen, wohin welcher Euro an Steuergeldern geflossen ist und was er erbracht hat. Wo es nur möglich ist, versuchen wir Bürokratie abzubauen, versuchen, dem Bürger unter die Arme zu greifen, versuchen, auf Unterlagen zu verzichten, Selbsterklärungen zuzulassen, das E-Government zu forcieren. Doch ganz ohne Zettelwerk ist die Verwaltung öffentlicher Gelder, ist die Verwaltung von Steuergeldern nicht machbar und es sollte dem Steuerzahler, unserem Chef, die Mühe Wert sein, denn auch Transparenz ist ein Wert an sich.

Und schließlich noch ein letztes Wort zu den Bedienstetenzahlen des öffentlichen Sektors. Wenn wir anerkannte Parameter anlegen, um einen internationalen Vergleich zu ermöglichen, dann ist es nicht so, dass Südtirol hier aus der Reihe tanzen würde. Im Gegenteil: Legt man die Eurostat-Parameter zugrunde, dann kommen wir auf einen Beschäftigtenanteil im öffentlichen Sektor von 28 Prozent. Der Anteil ist damit gleich hoch wie etwa in Bayern, der EU-Schnitt liegt bei 29 Prozent, das Trentino bei 30, die Schweiz bei 31, Sizilien gar bei 37 Prozent. 

Kein Grund also, immer wieder in Alarmgeheul auszubrechen, wenn von den Beschäftigten im öffentlichen Sektor die Rede ist. Ich bin Realist genug um zu wissen, dass uns dieses Alarmgeheul auch 2010 noch in den Ohren dröhnen wird, auch wenn Südtirol im Jahr 2010 genauso wenig ein verbeamtetes Land sein wird, wie es dies heute ist. Und wir werden diesem Alarmgeheul auch nicht nachgeben, wir werden keine großartigen Kürzungen unserer Mitarbeiterzahlen vornehmen, weil wir weder für Geheul noch für die Sirenengesänge jener empfänglich sind, die immer glauben, die Privatwirtschaft könne alles besser. Glauben Sie mir eins: ich bin kein Freund der Verstaatlichung, niemand, der gegen den privaten Unternehmergeist zu Felde zieht. Im Gegenteil: Ich bin der erste, der sich freut, wenn Private etwas erfolgreich aus dem Boden stampfen, trotzdem bin ich aber der Meinung, dass die Schlüsselsektoren für das Wohlergehen der Bevölkerung – und dazu zählen in erster Linie die Gesundheit und die Bildung – zum größten Teil in öffentlicher Hand bleiben müssen. Ich bin fest davon überzeugt, dass gerade diese Sektoren zu wichtig sind, um sie der gesellschaftlichen Kontrolle zu entziehen und sie sind zu wichtig, als dass sie allein dem Profitdenken geopfert werden könnten. Leider haben die Privatisierungs- und Liberalisierungswellen in der Welt oft genug gezeigt, dass sie vielleicht kurzfristig zu positiven Ergebnissen führen, langfristig aber nicht die Leistungen zu erbringen imstande sind, die ein von Profitzwängen losgelöstes öffentliches System erbringen kann.

Das ist weiß Gott nicht unsere Wende hin zum Sozialismus, es ist nur eine Erkenntnis, die wir für die gesellschaftlich grundlegenden Bereiche gewonnen haben und ich nenne sie noch einmal: Infrastrukturen, Bildung, Gesundheit und soziale Hilfe für schwache, behinderte sowie alte Mitbürgerinnen und Mitbürger. Für alle anderen Bereiche gilt, dass das möglichst freie Spiel der Kräfte walten sollte, dass sich Private einbringen sollten und wo sie kein Interesse sehen zu handeln, die Bevölkerung aber ein Bedürfnis danach hat – auch dort ist dann die öffentliche Hand gefragt. Ein gutes Beispiel dafür ist die Telekommunikation, die von uns angestrebte flächendeckende Anbindung ans Breitbandnetz. Würde man diese dem freien Spiel des Marktes überlassen, ja was glauben Sie dann: Würde Moos im Passeier ans Breitbandnetz angeschlossen? Oder Lajen? Oder Mühlwald? Oder Wiesen? Mit Sicherheit nicht. Wenn wir nicht wollen, dass die Peripherie auf der Strecke bleibt, wenn wir Bürgern und Betrieben in den kleinen, abgelegenen Orten die selben Chancen einräumen wollen, wie jenen in den Ballungszentren, wenn wir Abwanderung verhindern und den ländlichen Raum lebenswert erhalten wollen, dann müssen wir hier eingreifen. Und wir tun es auch – im Übrigen mit dem Segen der EU, die dies ähnlich sieht. 

Sicher, die Erfahrungen mit der ersten Breitband-Ausschreibung, die die Anbindung von 14 Gemeinden bringen sollte, waren nicht glorreich. Wir haben Lehrgeld gezahlt und verlangen von den Bürgern dieser Gemeinden eine Menge Geduld. Trotzdem aber halten wir am grundsätzlichen Ziel fest, die Infrastruktur der Zukunft, die Telekommunikationsnetze also, bis in den hintersten Winkel unseres Landes zu bringen. Bereits vor Jahren haben wir 2009 als jenes Jahr ins Auge gefasst, in dem neun von zehn Bürgern und alle Unternehmen mit drei und mehr Mitarbeitern über einen Breitbandanschluss verfügen können. Und trotz der Rückschläge mit der ersten Ausschreibung halten wir an diesem Ziel fest, haben eine zweite Ausschreibung laufen, dank derer innerhalb eines Jahres 44 Gemeinden an die Datenleitungen der Zukunft angeschlossen werden. 

Südtirol 2010, meine Damen und Herren, Südtirol 2010 wird demnach ein Land sein, in dem Breitband kein Diskussionsthema, sondern Selbstverständlichkeit sein wird, in dem die Unternehmen den Sprung in die große weite virtuelle Welt wagen können, ohne dass sie dabei auf wie auch immer geartete technische Hürden stoßen würden.

Südtirol 2010 wird demnach auch ein Land sein, in dem Innovation, Forschung und Entwicklung kein Stiefkind mehr ist. Denn eines ist klar: Südtirol 2007 ist sicher kein Synonym für ein Land, das in Sachen Forschung und Entwicklung eine Spitzenposition bekleiden würde. Was sind die Gründe dafür? Die Gründe dafür sind in erster Linie strukturell: Wir haben in Südtirol nicht weniger als 55.000 Unternehmen, davon beschäftigen aber gerade einmal 16.000 überhaupt Mitarbeiter. Und in nur 5000 von diesen arbeiten mehr als fünf Leute. Man kann sich vorstellen, dass es schwierig ist, in Zwei-Mann- oder Zwei-Frau-Betrieben eine Forschungsabteilung einzurichten. So nach dem Motto: ich arbeite, du forschst. Entsprechend hinkt die Innovationsfähigkeit unserer Unternehmen im internationalen Vergleich hinterher.

Nun ist es nicht so, dass wir dies wissen und einfach so hinnehmen würden. Im Gegenteil: Die Innovation ist ein Schwerpunkt der laufenden Amtsperiode der Landesregierung und wir sind damit beschäftigt, die Grundlagen für einen Innovationsschub zu schaffen. Wir haben dies mit dem entsprechenden Landesgesetz für Innovation und Forschung getan, wir haben dies mit den neuen Wirtschaftsförderungskriterien getan, die F+E eine Vorzugsschiene einräumen, wir haben dies aber auch durch die Schaffung und Unterstützung verschiedener Einrichtungen getan: ausgehend von der Freien Universität Bozen über die Eurac und den vor wenigen Wochen eingesetzten Rat für Wissenschaft, Forschung und Innovation bis hin zu unserem Drei-Buchstaben-Dreigestirn TIS, EOS und BLS. 

Mit all diesen Einrichtungen, mit all unseren Bemühungen verfolgen wir eine ganze Reihe von Zielen: 

So gilt es als allererstes, Arbeitsplätze zu erhalten, die Vollbeschäftigung zu sichern, die – ich habe dies bereits erwähnt – auch im Jahr 2010 noch der Garant für den Wohlstand im Lande sein muss. 

Das zweite Ziel ist jenes, weiter in unsere Humanressourcen zu investieren, die Aus- und Weiterbildung zu fördern, unsere Akademikerquote zu heben. Auch da sind wir auf einem guten Weg, denn allein zwischen den letzten beiden Volkszählungen konnte die Anzahl der Hochschulabsolventen in Südtirol bereits verdoppelt werden. Und der Trend zeigt weiter nach oben.

Aus Ziel Nummer zwei ergibt sich auch bereits Ziel Nummer drei: Es gilt, die Akademiker, die wir ausbilden, in die wir – betriebswirtschaftlich gedacht und volkswirtschaftlich gesprochen – sehr viel öffentliches Geld investiert haben, im Lande zu halten, damit sich die Investition auch gesellschaftlich amortisiert. Es gilt also, die Abwanderung Hochqualifizierter zu stoppen, indem wir im Lande attraktive Arbeitsplätze für Akademiker schaffen und so verhindern, dass sie ihr Heil in der Flucht suchen. „Arbeitsplätze schaffen“ sollte hier übrigens nicht als öffentliche Aufgabe missverstanden werden. Vielmehr muss unsere Anstrengung in die Richtung gehen, Unternehmen zu fördern, die solche Arbeitsplätze zu bieten haben, die zukunftsfähig sind, die auch langfristig sich auf dem Markt behaupten können. Solche Unternehmen anzuwerben, ist Aufgabe der BLS, das geeignete Umfeld für sie zu schaffen, unsere Aufgabe als Legislative und Exekutive.

Ziel Nummer vier muss sein, die Entwicklung unserer Wirtschaft zu garantieren, dafür zu sorgen, dass sie nicht auf der Stelle tritt, den Sprung von einer bisher doch sehr konservativen zu einer dynamischen Wirtschaft zu schaffen. Ich bin dabei nicht so vermessen zu glauben, dass Südtirol als Mini-Realität dazu imstande wäre, in allen Bereichen Spitzenleistungen zu erbringen und die Welt der Forschung und Entwicklung aus den Angeln zu heben. Nein, sicher nicht. Was Südtirol 2010 aber kennzeichnen könnte, wenn wir denn die richtigen Schritte dorthin setzen, sind Spitzenleistungen in Schwerpunktbereichen, in denen wir bereits heute über ein Know How verfügen, das dasjenige anderer übersteigt: in der Alpintechnologie etwa, bei Aufstiegsanlagen, in der Lagerung und Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte und nicht zuletzt im Bereich der Energieeinsparung und der Alternativenergie. Gerade in letzterem Bereich verfügen wir bereits heute in Gestalt des KlimaHauses über ein Aushängeschild, das nicht nur aufgrund des wirtschaftlichen Gewichts und der umweltpolitischen Tragweite von Bedeutung ist. Das Projekt KlimaHaus hat vielmehr gezeigt, was man auch in einer kleinstrukturierten Wirtschaft erreichen kann, wenn man im Pool arbeitet, wenn sich kleine Unternehmen zusammenschließen, wenn sie von Forschungseinrichtungen unterstützt werden, wenn sich auch noch der Bildungsbereich einklinkt. Synergien, meine Damen und Herren, entstehen nicht nur bei der Fusion von Industrieriesen, sie entstehen auch dann – und vielleicht vor allem dann – wenn die Welt der Wirtschaft mit der Wissenschaft und dem Bildungssystem aufs engste und zielorientiert zusammenarbeitet.

Wenn wir unser ehrgeiziges Ziel verwirklichen wollen, aus Südtirol 2007, aus dem Tourismusland, dem Landwirtschaftsland und dem sicher auch soliden Wirtschaftsland, zudem auch noch ein dynamisches, wissensorientiertes, kreatives und innovatives Südtirol 2010 zu machen, dann müssen wir als Landesregierung auch weiter die Mittel steigern, die für die Bereiche Bildung sowie Forschung, Entwicklung und Innovation zur Verfügung stehen. Die EU hat im Rahmen der Lissabon-Strategien das Ziel ausgegeben, mindestens drei Prozent des BIP für die Bereiche F+E sowie Innovation bereit zu stellen. Von diesem Ziel, da müssen wir uns selbst an die Nase fassen, sind wir noch weit entfernt. Drei Prozent wären ungefähr 422 Millionen Euro, wir stellen derzeit rund 70 Millionen Euro bereit. Doch auch wenn es 2010 nicht 422 Millionen Euro sind, so müssen wir die Mittel doch auf mindestens 150 bis 200 Millionen Euro steigern. Viel Geld allemal, aber Geld, das zukunftsträchtiger, nachhaltiger und rentabler nicht investiert werden könnte.

Werte Abgeordnete, erlauben Sie mir, noch einmal auf ein Thema zurückzukommen, das ich nur mit zwei Worten gestreift habe, als ich vorhin jene Bereiche aufgezählt habe, in denen wir zu Spitzenleistungen fähig sind: ich habe von Energieeinsparung und Alternativenergien gesprochen. Es wäre falsch, dieses Thema nicht etwas ausführlicher zu erläutern, vor allem mit Blick auf Südtirol im Jahr 2010. Denn die Energie, deren Herstellung, die Versorgung, die Verfügbarkeit und nicht zuletzt deren Preis sind ein Schlüssel zur zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung – bei weitem nicht nur Südtirols. 

Wir haben in diesem Bereich einen simplen, oder besser gesagt: simpel klingenden Dreischritt vor Augen: Es geht darum, die Energieeffizienz zu steigern, dadurch den Energieverbrauch zu senken und das, was an Verbrauch bleibt, aus erneuerbaren Quellen zu speisen. 

Zum ersten Schritt, der ja gleichzeitig auch den zweiten bedingt: Ich habe das KlimaHaus als erfolgreiches Beispiel bereits genannt, doch betrifft dieses vorerst nur die Neubauten. Das ganz große Sparpotential steckt aber in den bestehenden Gebäuden, die energieeffizient saniert werden müssen. Derzeit wird diese Sanierung vom Staat gefördert, das Land tut dies bereits seit Jahren. Und wir können auch in diesem Bereich von der Arbeit profitieren, die man in die Entwicklung des KlimaHauses gesteckt hat, gibt’s doch den erfreulichen Nebeneffekt, dass zahlreiche Entwicklungen für Neubauten auch in Altbauten und bei deren Sanierung Anwendung finden können.

Was dagegen Schritt drei betrifft, die Deckung des größtmöglichen Anteils am Energieverbrauch aus erneuerbaren Quellen, so machen wir in diesem Zusammenhang enorme Schritte. Man braucht gar nicht erst ins Jahr 2010 zu blicken, sondern nur ins nächste Jahr, in dem wir die 50-Prozent-Marke knacken. Die Hälfte der im Land verbrauchten Energie, Verkehr einmal ausgenommen, wird dann aus regenerativen Quellen stammen, für das Jahr 2015 streben wir die 75-Prozent-Marke an, für das Jahr 2020 die volle Unabhängigkeit von fossilen Energieträgern. Dies ist ein großes Ziel, ein ehrgeiziges Ziel und – das schönste daran – ein erreichbares Ziel.

Bereits heute arbeiten in Südtirol 41 Fernwärmeanlagen, die rund ein Viertel der Wärmeenergie oder 16 Prozent des gesamten Energieverbrauchs, also für Strom und Wärme, liefern. Sie versorgen 8000 Gebäude oder 100.000 Einwohner und zudem 4000 Betten im Gastgewerbe. Sonnenkollektoren zur Warmwasserbereitung sind in Südtirol schon fast Normalität. Obwohl wir so weit im Norden liegen, findet sich bei uns ein Drittel der gesamten Kollektorfläche staatsweit, insgesamt fast 150.000 Quadratmeter. Dies kommt nicht zufällig, dies kommt nicht von ungefähr, dies sind die Früchte harter Arbeit: wir betreiben seit Jahren Sensibilisierungskampagnen, seit Jahren stellen wir Mittel bereit, mit denen das Anzapfen erneuerbarer Energiequellen gefördert wird. Und wir tun dies – aus Überzeugung – auch weiterhin.

Dies ist im Übrigen nicht nur als Schritt in die Energieautarkie zu verstehen, und zwar in dem Sinne, dass wir uns von anderen Lieferanten unabhängig machen wollen. Vielmehr verstehen wir diese Strategie auch als Beitrag zum Klimaschutz. Wenn wir einen Blick auf die letzten 15 Jahre werfen, so haben wir nicht weniger als 1,2 Milliarden Euro in diesen Bereich investiert. Und damit Sie sich ein Bild machen können: Allein die genannten Fernheizwerke sorgen dafür, dass wir jährlich 44 Millionen Liter Heizöl sparen, was umgerechnet 127.000 Tonnen Kohlendioxid entspricht. Und dank der fast 14.000 Solaranlagen im Land kommen noch einmal 8,9 Millionen Liter Heizöl dazu, die eben nicht verbrannt werden und damit unsere Atmosphäre eben nicht mit 26.000 Tonnen Kohlendioxid belasten. Und denken wir einmal nicht gleich voraus bis 2010, sondern nur bis 2008, so haben wir uns für dieses Jahr das Ziel gesteckt, die 100-Millionen-Liter-Grenze zu knacken. Damit wir uns richtig verstehen: Dank der Förderung alternativer Energiequellen werden wir im kommenden Jahr auf die Verbrennung von 100 Millionen Litern Heizöl verzichten können.

Und mehr noch: Wir denken bereits in die Zukunft und die heißt – zumindest auch – Wasserstoff. Uns ist schon klar, dass der Wasserstoff ein Speichermedium ist, dass also – vereinfacht ausgedrückt – keine Energie aus dem Wasserstoff fließt, die nicht vorher in seine Produktion hineingepumpt worden ist. Deshalb treiben wir mit einer eigenen Gesellschaft die Produktion von – nennen wir ihn einmal – „grünem“ Wasserstoff voran. Wir gewinnen Energie aus erneuerbaren Quellen und produzieren damit Wasserstoff. Bleiben wir bei unserer Vision von Südtirol 2010, so wird just in diesem Jahr die längste durchgehende Wasserstoffmeile Europas an der Brennerautobahn in Betrieb gehen. Von München bis Modena wird es dann möglich sein, durchgehend Wasserstoff zu tanken und damit einen beachtlichen Beitrag zu Umwelt- und Klimaschutz zu leisten.

Produziert wird der Wasserstoff im Übrigen vor allem mit Energie aus Wasserkraft, womit wir bereits beim nächsten Zukunftsthema wären: der Übernahme der großen E-Werke in Südtirol und auch der Stromverteilung. Seit Monaten verhandeln wir bereits mit den beiden Energiegiganten Enel und Edison und ich verrate nicht zu viel, wenn ich sage, dass wir nicht nur an einem guten Punkt angelangt sind, sondern kurz vor einem Abschluss der Verhandlungen stehen. Wenn wir also wieder auf Südtirol im Jahre 2010 blicken, dann werden die derzeitigen Edison-Kraftwerke, sieben an der Zahl, in Marling, Waidbruck, Brembach, Laas, Bruneck, Graun und Pflersch von einer gemeinsamen Gesellschaft von SEL (samt den Gemeinden) und Edison geführt. Wir werden dann – und wie die Verhandlungen derzeit laufen, wahrscheinlich auch schon früher – also einen direkten Einfluss auf die Stromproduktion in Südtirol haben und damit sichern wir uns den Griff nach einem Schlüsselsektor der Zukunft. Und gleichzeitig – das ist Stoßrichtung Nummer zwei – wird im Südtirol des Jahres 2010 das Land gemeinsam mit Enel für eine sichere, effiziente, umweltverträgliche, zuverlässige Stromverteilung sorgen. Blackouts darf es bei uns dann keine mehr geben, denn sie sind Folge von Ineffizienz und mangelnder Planung, und zwar dort, wo die Entscheidungen über Produktion und Verteilung fallen. Entscheidungen, die wir – und wenn ich sage wir, dann meine ich wir Südtiroler – in Südtirol 2010 entscheidend mitgestalten, beeinflussen oder gar selber treffen werden. 

Sich einen Schlüsselsektor wie die Energie zu sichern, ist nicht eine machtpolitische Frage. Es geht uns nicht darum, wie uns unsere Kritiker oft vorwerfen, so viel Macht wie möglich in unserer Hand zu vereinen. Gerade in Sachen Energie ist es eine Frage der Versorgungssicherheit, und zwar der langfristigen, auch außerhalb der Zentren. Dabei ist die Energieversorgung ähnlich zu betrachten wie der Anschluss ans Breitbandnetz. Es darf nicht soweit kommen, dass die Energieversorgung nur noch marktwirtschaftlichen Kriterien unterworfen wird, denn angesichts der hohen Investitionskosten, die die Stromverteilung mit sich bringt, würde man dann riskieren, dass so manch ein Weiler im Dunkeln sitzen würde. Es geht also darum, die Versorgung mit einem heute lebensnotwendigen Gut öffentlich zu regeln, um keine Ungleichmäßigkeiten und Benachteiligungen aufkommen zu lassen. Denn – und ich werde nicht müde, dies zu betonen – auch im Südtirol des Jahres 2010 wird es kein Gefälle zwischen Zentrum und Peripherie geben, wird es keine Benachteiligung der ländlichen Gebiete geben, wird es deshalb auch keine Landflucht, keine Verstädterung und keine Geisterdörfer geben. Dass wir dafür sorgen, ist garantiert. Im Zweifelsfall können Sie auch die Gemeinden in den Nachbarprovinzen fragen, die genau aus diesem Grund den Anschluss an Südtirol suchen oder ihren jeweiligen Ländern zumindest mit der Forderung nach Abtrennung die Rute ins Fenster stellen.

Es sind, das dürfen wir nicht vergessen, die ländlichen Gebiete, die unseren, die den Südtiroler Charakter prägen und sie zu erhalten, lebensfähig zu erhalten, war und ist ein vorrangiges Ziel der Landesregierung und wird es auch bleiben. Wir dürfen nicht vergessen, dass es hier nicht um irgendwie geartete Folklore geht, sondern um harte wirtschaftliche Realität. Ein großer Teil der Wertschöpfung in unserem Land entsteht in den ländlichen Gebieten, dort finden die Menschen einen großen Teil ihrer Arbeitsplätze und dort sind sie zuhause, machen die ländlichen Gebiete also auch zu ihrem wirtschaftlichen Mittelpunkt.

Wir haben deshalb anders als viele anderen Regionen nach wie vor eine bunte, funktionierende Wirtschaft in den ländlichen Gebieten, wir haben eine Einzelhandelsstruktur, die sich sehen lassen kann, wir haben zahlreiche kleine und mittlere Unternehmen, deren Umsatzzahlen beeindrucken, und wir haben die Landwirtschaft, die unser Land nicht nur früher geprägt hat, sondern dies auch heute noch tut. 

Für alle, die in den ländlichen Gebieten leben, insbesondere aber für die Landwirtschaft haben wir im vergangenen Jahr ein umfangreiches Paket geschnürt, das sich „Entwicklungsprogramm für den ländlichen Raum“ nennt und das zentrale Steuerungsinstrument der ländlichen Entwicklung in den Jahren bis 2013 sein wird. Wir setzen auch im neuen ELR, bisher LEP, auf die bewährten Maßnahmen, die unsere Berglandwirtschaft in deren Entwicklung unterstützen sollen. Denken Sie etwa an die Ausgleichszulage, mit der die erschwerten Produktionsbedingungen im Berggebiet zumindest zum Teil ausgeglichen und damit annähernd faire Wettbewerbsbedingungen geschaffen werden. Denken Sie an die Agrar-Umweltprämien, mit denen wir eine Wirtschaftsweise honorieren, die für die Umwelt nachhaltig ist, den Ernteertrag aber schmälert. Denken Sie an die Junglandwirteförderung, mit der wir jungen Menschen den Einstieg in die Landwirtschaft, die Übernahme eines Hofes erleichtern, ja oft sogar erst ermöglichen.

Und wir haben neue Richtungen eingeschlagen, fördern die Aus- und Weiterbildung noch stärker, weil Bauer zu sein heute ein anspruchsvoller Beruf ist, ein Beruf im ständigen Wandel, ein Beruf, der Flexibilität und Wendigkeit erfordert. Wir haben zudem die Förderung der Herstellung von Qualitätsprodukten ausgebaut, wir unterstützen deren Vermarktung und unterstreichen damit ein Credo der Südtiroler Landwirtschaft: Nachdem wir nicht über die Menge und damit den Preis konkurrieren können, müssen wir durch Qualität überzeugen.

Und noch eines sei zum ländlichen Raum gesagt: Wir werden trotz aller Liberalisierungstendenzen auch in Zukunft dafür Sorge tragen, dass die lebensnotwendigen Dienste und Strukturen, die Versorgung mit Wasser, Strom und Telefon, die Anbindung an die öffentlichen Verkehrsnetze bis in die entlegenen Teile unseres Landes garantiert werden. Denn wie im dicht besiedelten Gebiet so müssen wir auch für den ländlichen Raum für eine angemessene Lebensqualität sorgen.

Erlauben Sie mir noch eines anzufügen: Bei all der Unterstützung, die wir der ländlichen Wirtschaft, der Landwirtschaft geben, sind es doch die Unternehmer, die für das Wohl und Wehe ihres Betriebs verantwortlich sind. Sie sind es, die sich auf dem Laufenden halten müssen, die Entwicklungen früh erkennen und nutzen müssen, die kreativ, flexibel und mit Freude an die Arbeit gehen müssen, die auch einmal ein Risiko eingehen müssen. Ohne unternehmerische Initiative ist nämlich jeder Betrieb zum Tode verurteilt – unabhängig vom Sektor, in dem er tätig ist.

Dass wir eine so lebendige, funktionierende, leistungsfähige Wirtschaft vorweisen können, ist demnach in erster Linie ein Verdienst der Unternehmer, die gemeinsam mit ihren Mitarbeitern das gewaltige Rad der Südtiroler Wirtschaft am Laufen halten. Ich darf mit gutem Recht behaupten, dass es auch der Sozialpartnerschaft zu verdanken ist, dass die Wirtschaft läuft, denn letztendlich arbeitet man für das selbe Ziel, das – das ist eine alte Weisheit – nun einmal am besten erreicht werden, wenn nicht nur alle am selben Strang, sondern möglichst auch in die selbe Richtung ziehen.

Lassen Sie mich hier einen Schnitt machen und mit einem Thema fortfahren, das hier in diesem Plenum wohl öfter als all die anderen Themen diskutiert wird. Lassen Sie uns wieder einmal über den Verkehr reden oder besser: über die Mobilität. Und lassen Sie uns auch hier einen Blick in die nicht allzu ferne Zukunft des Jahres 2010 werfen. Wird Südtirol dann im Verkehr erstickt sein, werden sich endlose Blechlawinen durch das Land wälzen, werden wir unsere Kinder mit Sauerstoffmasken ausstatten müssen?

Nein, mitnichten. Und das ist kein Zweckoptimismus, sondern Überzeugung. Nein, mitnichten. Grund für diese Überzeugung ist die Unterscheidung, die ich gerade getroffen habe. Ich habe von „Verkehr“ geredet und mich dann verbessert: „Mobilität“ ist der richtige Ausdruck. Denn eines muss klar sein: Mobilität ist nicht gleich Verkehr, Mobilität kann und muss gesichert werden, denn sie ist ein Grundbedürfnis jedes Einzelnen von uns, sie kann und muss aber gesichert werden, ohne dass sie deshalb zwangsläufig zu immer mehr Verkehr führen würde.

Wer heute offenen Auges – und lassen Sie mich gerade in dieser Runde hinzufügen: unvoreingenommen – Südtirols öffentlichen Nahverkehr betrachtet, der wird feststellen, dass sich schon einiges, nein: dass sich schon viel, sehr viel getan hat. Und wenn wir wieder den Blick ins Jahr 2010 werfen, dann können wir guten Gewissens behaupten, dass sich im öffentlichen Nahverkehr in unserem Land vieles ganz grundlegend geändert hat. Ich brauche, um diese These zu belegen, nicht einmal das obligate Beispiel der Vinschger Bahn zu nennen, das hunderttausende Südtiroler und Gäste bereits aus erster Hand kennen. Ich hoffe übrigens, Sie hier im Plenum auch... Dieses Beispiel zeigt, wie ein modernes Nahverkehrssystem auf den Hauptachsen ausschauen kann und es zeigt, wie der öffentliche Nahverkehr auf allen Hauptachsen in Südtirol 2010 ausschauen wird. Wenn Sie einen Blick auf die Verteilung der Haushaltsmittel für das kommende Jahr werfen, dann werden Sie sehen, dass wir wieder einen Schwerpunkt auf die Mobilität legen, weil wir der Meinung sind, dass nur ein effizienter, moderner, komfortabler öffentlicher Nahverkehr die Lösung für das hausgemachte Verkehrsproblem ist. Ich spreche nicht vom Transit und nicht vom Güterverkehr, sondern von den Pendlerströmen, die für das fast schon alltägliche Chaos auf den Straßen rund um die Ballungsgebiete sorgen. 

Mit einem Blick auf die Verteilung der Haushaltsmittel werden Sie demnach feststellen, dass wir in Riesenschritten auf diesen Nahverkehr der Zukunft zumarschieren. So werden in unserem Südtirol 2010 moderne, komfortable Zuggarnituren nicht nur durch den Vinschgau rollen, sondern auch durch das Pustertal und von allen Seiten bis nach Bozen. Auf den Hauptachsen werden dank der Dienstverträge, die wir dann direkt mit Trenitalia abgeschlossen haben, mehr Züge verkehren, die Wartezeiten werden verkürzt. Apropos kurze Wartezeiten: Wer in die Seitentäler will oder auch nur ein Ziel in der Stadt erreichen muss, der kann dank optimal abgestimmter Fahrpläne reibungslos auf die Busse umsteigen, in den allermeisten Fällen umweltschonende Euro-5-Fahrzeuge oder gar methan- oder wasserstoffbetriebene. Und noch einmal apropos Wartezeiten: Die Fahrgäste werden diese nicht mehr in alten, zugigen, undichten Bahnhöfen verbringen und auch nicht in Wind und Wetter an den Bushaltestellen, sondern, was den Bus betrifft, unter Schutzdächern, die im ganzen Land angebracht werden und dank eines innovativen Vertrags den Steuerzahler keinen Cent kosten. Und was die Bahn betrifft, so stehen dann rundum sanierte oder neue Bahnhöfe bereit, hell, beheizt, kundenfreundlich. Mit dem nötigen Rangierraum für Busse, mit Parkplätzen und Kurzparkzonen. Das, meine Damen und Herren Abgeordnete, ist keine Vision, es ist der konkrete Zeitplan, den wir Schritt für Schritt und ohne viel Gedröhne umsetzen.

Dass wir mit der Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs nur dem Individual-, nicht aber dem Güterverkehr beikommen, ist uns klar. Deshalb ist die zweite Schiene – hier wörtlich zu nehmen – jene des Brennerbasistunnels. Es ist klar, dass sich so manch einer hier vom Projekt BBT nicht überzeugen lässt. Es ist genauso klar, dass so manch einer hier im Saal seinen Widerstand gegen den BBT auch nur aufrecht erhält, weil er bei den BBT-Gegnern punkten will. Keine Angst, meine Damen und Herren: Ich bin Realist genug um zu wissen, dass nicht alle BBT-Gegner für die Macht der Fakten zugänglich sind, und es ist bestimmt nicht unsere Aufgabe, jeden einzelnen Bürger für das Projekt zu gewinnen. Unsere Aufgabe ist – und da denke ich nun nicht an 2010, sondern an 2020, 2030 oder 2040, für die Generation unserer Kinder zu sorgen, ihnen die Instrumente in die Hand zu geben, ein möglichst gesundes Leben leben zu können. Und dazu gehört, dass wir das Transitproblem für sie lösen oder zumindest unser möglichstes tun, um es zu lösen. Ich weiß natürlich, dass der BBT allein die Lösung nicht sein wird. Aber er ist der Grundstein, auf dem eine Lösung aufbauen muss, er ist die Voraussetzung dafür, dass überhaupt eine Lösung angedacht werden kann. Denn eine Lösung des Transitproblems besteht nicht darin, dass wir den Güterverkehr unterbinden, damit die Wirtschaft austrocknen, Preise in die Höhe treiben und unseren Mitbürgern sicher keinen Gefallen tun. Die Lösung besteht vielmehr in der viel zitierten Verlagerung des Güterverkehrs von der Straße auf die Schiene und das heißt, deren Kapazitäten so auszubauen, dass sie mit dem Güterberg, der Tag für Tag über den Brenner rollt, überhaupt fertig wird. Und wenn wir dies wollen, dann gibt es zum BBT – und das unterstreiche ich hier noch einmal – keine Alternative. 

Wenn wir übrigens einen Blick in unser heute viel zitiertes Jahr 2010 werfen, dann werden wir sehen, wie der Hauptstollen des BBT just in diesem Jahr angeschlagen wird. Auch das ist keine Vision, es ist Sinn für die Realität.

Verzeihen Sie mir das etwas fadenscheinige Anknüpfen an den Konzepten von Vision und Realität um zu einem gänzlich anderen Thema überzuwechseln: zur Kultur. Ähnlich wie im Bereich der Mobilität ist auch hier der Umbruch allerorten zu spüren, ein frischer Wind, eine größere Offenheit, eine größere Sensibilität einer Kultur gegenüber, die nicht nur aus der Traditionspflege besteht. Verstehen Sie mich nicht falsch: Traditionspflege ist nicht nur wichtig, sie ist unumgänglich, wenn wir unsere Wurzeln stärken wollen, wenn wir uns auch gefestigt in der Welt behaupten wollen. Traditionspflege darf aber nicht der einzige Ausdruck von Kultur sein. Und er ist es schon lange nicht mehr.

Wenn ich also auf die Vision von vorhin zurückkomme: Visionen haben wir in der Kultur derzeit viele: 2008 ist das Jahr der Manifesta, 2008 ist zudem das Jahr des neuen Museums für moderne und zeitgenössische Kunst, 2009 ist das Hofer-Gedenkjahr, das mit zahllosen neuen Ansätzen den Staub von der Geschichte blasen will. Zwei Jahre also mit zahlreichen Visionen, von denen ich – mit Ausnahme des Museions – auch noch nicht so genau weiß, wie sie in der Realität dann umgesetzt werden. Wenn ich etwa an die Manifesta denke, dann bin ich stolz, dass sie in Südtirol und dem Trentino über die Bühne gehen wird. Andererseits: So manches Mal kommt da der Traditionalist in mir durch und ich frage mich: Was wird drin sein in dem Paket „Manifesta“, das wir 2008 überreicht bekommen? Wie wird sie konkret aussehen, diese Biennale der modernen Kunst? Welche Aktionen werden in ihrem Rahmen stattfinden, welche Künstler werden teilnehmen und wie wird die Bevölkerung darauf reagieren? Um ehrlich zu sein: ich habe keine Ahnung. Ich weiß nur, dass Südtirol dann kein gänzlich weißer Fleck auf der internationalen Kunst-Karte sein wird. Und ich weiß, dass es zur Kunst gehört, neues zu wagen, neue Wege zu beschreiten, Altes hinter sich zu lassen. Lassen wir uns also überraschen, lassen wir uns beeindrucken, lassen wir uns begeistern und lassen wir uns – vielleicht das eine oder andere Mal – auch inspirieren. Denn Inspiration, egal woher sie kommt, hat noch niemandem geschadet.

Lassen Sie mich zum vorletzten Punkt meiner heutigen Ausführungen kommen und darin ein weiteres Thema anschneiden, das wir zum Schwerpunkt unserer Arbeit als Landesregierung in den letzten Jahren gemacht haben und – verzeihen Sie mir die mangelnde Bescheidenheit – auch in den fünf Jahren nach der nächsten Landtagswahl machen werden: die Familie und deren Unterstützung in allen Lebenslagen. Wir wissen schließlich alle, dass sich die Familie, deren Struktur, deren Größe und deren Zusammensetzung ändern und dass dies gesellschaftliche Umwälzungen mit sich bringt, die wir nicht einfach ignorieren können. Im Gegenteil: Wir versuchen gezielt, diese Veränderungen mitzugestalten oder doch zumindest den Familien im Rahmen der Veränderungen zur Seite zu stehen. Große Worte, werden Sie sagen, große Taten, sage ich Ihnen.

Wir haben in den letzten Jahren einen Großteil des von uns geschnürten Familienpakets umgesetzt, in das die unterschiedlichsten Maßnahmen fallen: sie reichen vom Ausbau der Betreuungseinrichtungen für Kleinkinder in den Tagesstätten von 200 auf fast 650, dem Ausbau der Nachmittagsbetreuung von Schulkindern, der Schulausspeisungen, die mittlerweile von rund 30.000 Kindern genutzt werden, sowie der Ganztagesschulen über die günstigen Familienpässe oder das AboPlus im öffentlichen Nahverkehr bis hin zur Pflegesicherung, die wir ja bereits ausführlich besprochen haben. Sie umfassen die Maßnahmen, die wir setzen, um gleiche Ausbildungschancen für alle zu schaffen, egal über welches Einkommen die Eltern verfügen, also Stipendien, Heimplätze und kostenlose oder –günstige Ausbildungsangebote. Sie umfassen darüber hinaus finanzielle Zuwendungen, etwa in Form des Familiengeldes von Land und Region oder der Beiträge für Erziehungs- und Pflegearbeit. Sie umfassen zahllose Angebote zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die wir vor allem dort umsetzen, wo wir einen direkten Einfluss haben, sprich: in der Landesverwaltung, wo wir die Arbeitszeiten möglichst flexibel handhaben, ohne den Service darunter leiden zu lassen, wo wir Teilzeiten anbieten und den Familienvätern und –müttern ausgedehnte Elternzeiten zugestehen. Und sie umfassen schließlich auch Maßnahmen auf der Ausgabenseite der Familien: Mit dem Raumordnungsgesetz schaffen wir etwa die Möglichkeit, in Bozen ein Einkaufszentrum zu errichten. Eine Maßnahme zur Ergänzung unserer Handelsstruktur, die den Familien eine umfangreiche Nahversorgung bietet; gleichzeitig aber auch eine konkrete Maßnahme gegen ein immer teurer werdendes Leben.

Familienpolitik heißt auch, Politik für Frauen zu betreiben, womit wir beim Gleichstellungsgesetz wären, das in den letzten Wochen heftig diskutiert worden ist. Schauen Sie, man muss keine Feministin sein um zu verstehen, dass Frauen in vielen Gremien, in Führungspositionen, in Organisationen oft unterrepräsentiert sind. Dies ist ein historischer Klotz am Bein, den es zu beseitigen gilt. Es gilt, Möglichkeiten zu schaffen, um Frauen besser zu repräsentieren, es gilt, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter auszubauen, es gilt, Frauen – und selbstverständlich auch Männern – nach einer Familienpause den Wiedereinstieg in die Arbeitswelt zu erleichtern. Es hat aber keinen Sinn, dies alles mit der Brechstange zu versuchen. Vielmehr geht es auch hier darum, zugunsten konkreter, anwendbarer, umsetzbarer Maßnahmen auf symbolische Politik zu verzichten. Und da sind wir – auch was die Diskussion des Gleichstellungs-Gesetzentwurfs betrifft – auf einem guten Weg. 

Familienpolitik heißt darüber hinaus, beste Voraussetzungen für Familien zu schaffen, wenn es etwa um die Wohnsituation geht. Wir haben in den letzten Jahren immer öfter feststellen müssen, dass Kinder ein Kostenfaktor sind, der von vielen Familien nicht mehr geschultert werden kann. Und dies sind meist nicht die Familien, die das Wohlfahrtsnetz des Landes auffängt, sondern Familien, die – oft nur sehr knapp – die Einkommensgrenzen überschreiten, die über die Anwendung dieses Netzes entscheiden. Kurz: Familienpolitik ist auch Mittelstandsförderung. Muss auch Mittelstandsförderung sein. Wir haben dies nicht nur erkannt, wir handeln auch danach. Unsere Reform des Wohnbaugesetzes sieht etwa vor, dass nicht nur sozial Schwache in den Genuss der Wohnbauförderung kommen sollen, sondern auch der Mittelstand. Vor Augen haben wir dabei ein innovatives Konzept, das der Kurve des Lebenseinkommens und der Lebensausgaben Rechnung trägt. Das Absurde ist nämlich: Solange man selbst jung und die Kinder auch finanziell noch abhängig sind, hat man nicht nur die größten Ausgaben zu bestreiten, sondern verfügt tendenziell auch über das niedrigste Einkommen. Wird man älter, klettert man die Karriereleiter nach oben, das Einkommen steigt, irgendwann sind die Kinder aus dem Haus und die Ausgaben sinken entsprechend. Was ist also zu tun? Die Kurve ist auszugleichen. Im Wohnbau haben wir dafür ein Modell gefunden: So werden wir Non-Profit-Organisationen Grund zur Verfügung stellen, auf dem diese Wohnungen errichten. Diese Wohnungen werden dem Mittelstand überlassen, der dafür so etwas wie eine Leasingrate bezahlt, eine monatliche Summe also, die nicht verloren geht, sondern angehäuft wird und als Rate zur Abzahlung der Wohnung gilt. Nach 20 oder 30 Jahren bleibt dann nur noch eine geringe Summe, die als Una Tantum gezahlt wird – und die Wohnung wechselt den Besitzer.

Sie sehen, Familienpolitik muss auch innovative, muss kreative Wege gehen. Familienpolitik, das muss hier unterstrichen werden, ist deshalb auch keine Modeerscheinung, die kommt und wieder geht. Vielmehr muss die Familienpolitik in den kommenden Jahren unsere Arbeit transversal bestimmen, losgelöst von einzelnen Politikfeldern, unabhängig von den jeweiligen Zuständigkeiten. Denn die Unterstützung der Familien ist die Voraussetzung dafür, dass wir – schon rein biologisch gedacht – überleben, dass wir der Überalterung unserer Gesellschaft etwas entgegen setzen, dass wir als Gesellschaft leistungsfähig bleiben und – auch das sei hier einmal in aller Deutlichkeit gesagt und vielleicht für den einen oder anderen als Mahnung gedacht – dass wir uns, jeder Einzelne von uns, der dieses Glück hat, am Wunder Kind erfreuen können.

Ich komme damit auch bereits zum letzten Thema, das ich mir nicht zufällig für den Schluss aufgehoben habe. Es ist ein Thema, das uns in den kommenden Monaten, den Monaten vor den Landtagswahlen noch immer und immer wieder beschäftigen wird. Es ist ein Thema, das gerade in Wahlkampfzeiten, lassen Sie es mich in all der gebotenen Deutlichkeit sagen, das Schlechteste in unserer Gesellschaft nach oben schwemmt: Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Xenophobie, Menschenverachtung. Es ist das Thema Einwanderung oder sagen wir besser: Einwanderer, damit auch klar wird, dass wir hier von Menschen reden. 

Das Thema Einwanderer ist wie kein zweites dazu angetan, die Emotionen hochkochen zu lassen. Entsprechend wichtig ist, sich immer wieder die Fakten in Erinnerung zu rufen. 

Etwa dass in Südtirol rund 33.000 Ausländer dauerhaft leben, davon 6000 Österreicher und Deutsche. Bei rund 488.000 Einwohnern.

Dass rund 4200 Nicht-EU-Bürger in Südtirols Schulen eingeschrieben sind. Bei weit mehr als 60.000 Schülerinnen und Schülern.

Dass wir rund sechs Millionen Euro im Bereich der Sozialdienste jährlich für Ausländer ausgeben. Bei insgesamt rund 128 Millionen Euro. 

Dass angesichts einer Situation der Vollbeschäftigung das Argument, dass Ausländer unseren Leuten die Jobs wegnehmen würden, völlig hirnrissig ist.

Dass keinerlei kulturelle Unterwanderung festzustellen ist, dass uns keine Djihadisten in Südtirol bekannt sind und dass es unzweifelhaft mehr englische Lehnwörter in der Sprache unserer Kinder gibt, als arabische.

Was will ich damit sagen? Ich will damit sagen, dass man sich zweifelsohne Gedanken über eine Steuerung der Einwanderung und über eine bestmögliche Integration der Einwanderer in Südtirol machen sollte, dass man sich diese Gedanken aber unvoreingenommen und fernab von den Stammtischen machen sollte.

Wir in der Landesregierung haben uns diese Gedanken gemacht und ein ganzes Paket an Maßnahmen geschnürt, um auch in Zukunft die Kontrolle nicht zu verlieren. Dieses Paket umfasst etwa Maßnahmen im Bereich des Arbeitsmarktes. Es ist jedem klar, dass wir auf Hilfe von außen angewiesen sind, nachdem die Nachfrage nach Arbeitskräften das Angebot im Land nach wie vor bei weitem übertrifft. Trotzdem werden wir bei Neuanforderungen von Arbeitskräften von außen zurückhaltend sein, um die Zuwanderung über die Arbeitsgenehmigungen möglichst genau kontrollieren zu können. Schließlich hat es keinen Sinn, Leute mit  irgendwelchen leeren Versprechungen von Job und Gehalt ins Land zu holen, nur um sie dann auf der Straße abzusetzen. Es sind diese Situationen, die Probleme schaffen.

Um die Arbeitslosenquote nicht steigen zu lassen, ist es außerdem notwendig, Bewerbern bei der Besetzung von freien Stellen den Vorrang einzuräumen, die in die Arbeitslosenliste eingetragen sind. Dies gilt übrigens für heimische Arbeitslose gleichermaßen wie für Nicht-EU-Bürger, die in Südtirol leben, aber arbeitslos sind. Dies hat demnach nichts mit Diskriminierung zu tun, sondern ist notwendig, um das soziale Gleichgewicht aufrecht zu erhalten, indem wir nicht selbst soziale Notfälle schaffen.

Falls freie Stellen nicht im Lande besetzt werden können, so ist bei der Anwerbung von Arbeitskräften von außen auch auf eine gewisse kulturelle Nähe zu achten. Auch dies hat nichts mit Diskriminierung zu tun, sondern mit der Überlegung, dass sich Menschen aus dem europäischen Kulturkreis hier leichter und problemloser zurechtfinden werden, als solche von außerhalb, dass das Aufeinanderprallen der Kulturen also nicht ganz so heftig ausfällt. Ich denke hier vor allem an Arbeitssuchende aus den neuen EU-Staaten. Wir haben unsere Arbeitsämter deshalb angewiesen, nach Möglichkeiten der gezielten Anwerbung zu suchen und sie tun dies in manchen Fällen auch bereits mit Erfolg.

Wenn Menschen hier arbeiten und ihre Steuern zahlen, dann ist es klar, dass sie – nach fünf Jahren Ansässigkeit – auch in den Genuss der Sozialleistungen kommen. Dies erachte ich – und nicht nur ich, sondern auch die Kollegen in der Landesregierung – als eine Selbstverständlichkeit. Schließlich wollen wir selbst so wenig Schmarotzer sein, wie wir Sozialschmarotzer unterstützen wollen. Dies heißt konkret, dass wir an der Ansässigkeit festhalten, die auch EU-konform ist. Und zwar in dieser Höhe. In der Höhe von fünf Jahren. Korrekturen sind höchstens in Sachen Familienzusammenführung notwendig, und zwar nicht etwa dann, wenn es darum geht, den Partner oder die Kinder ins Land zu holen. Dies kann niemandem verwehrt werden. Problematisch wird die Lage nur, wenn ältere Verwandte – Eltern, Tanten, Onkel – nach Südtirol nachkommen. Sie verursachen, rein volkswirtschaftlich gedacht, hohe Kosten, weil sie aus den Töpfen zur sozialen Absicherung versorgt werden müssen, ohne diese Töpfe selbst je gespeist zu haben. Wir denken deshalb darüber nach, eine Klausel einzuführen, die die Auszahlung der Sozialleistungen an eine Mindestzeit knüpft, für die auch Steuern und Abgaben bezahlt worden sind. Klar ist, dass wir dabei die menschliche Seite nicht außer Acht lassen dürfen, dass es Härtefälle immer geben wird und dass es unsere Pflicht ist, allen Menschen eine grundlegende gesundheitliche Betreuung angedeihen zu lassen.

Es gilt darüber hinaus, bereits den Kleinen und Kleinsten bestmögliche Voraussetzungen zur Verfügung zu stellen, damit sie sich in der neuen Welt, in der sie leben, zurechtfinden können. Will man Kinder und jugendliche Immigranten in unsere Gesellschaft integrieren, so ist der Schlüssel dafür in erster Linie die Sprache. Nur wen ich sprachlich verstehe, den kann ich auch sonst verstehen. Dies ist die Grundlage unseres Bildungsmodells für Einwandererkinder. Sie sollen zwar die Schulen besuchen können, sie sollen darauf aber auch entsprechend – und dies heißt in erster Linie sprachlich – vorbereitet werden. Sie müssen in der Lage sein, dem Unterricht zu folgen, weil sie sonst von Anfang an auf der Strecke bleiben: im Unterricht nicht fähig zu verstehen, was gesagt wird, in der Klassengemeinschaft nicht fähig, sich auszudrücken, mit den Mitschülern Kontakte zu knüpfen. Um Ausgrenzung zu vermeiden, um aber auch zu verhindern, dass der Unterricht für alle derart angepasst werden muss, dass auch jemand mit mangelnden Sprachkenntnissen mitkommt, setzen wir auf die nun eingerichteten Sprachzentren, in denen die Immigrantenkinder intensiv unterrichtet werden. Gleichzeitig soll das Band zu ihrer Klasse nicht reißen, weshalb sie gemeinsam mit ihren Mitschülern an Projekten teilnehmen, bei denen es die sprachlichen Hürden nicht gibt. Sind sie dann einmal in der Lage, dem Unterricht sprachlich zu folgen, werden sie in ihre Klasse zurückkehren, werden dort den „normalen“ Unterricht mitmachen und über das nötige Rüstzeug verfügen, um auch im Unterricht auf Augenhöhe mit all ihren Mitschülern zu lernen.  

Und schließlich gilt es auch, die Situation auf dem Wohnungsmarkt im Auge zu behalten. So müssen wir bei der Auszahlung des Mietgelds achtsam sein, weil die enormen Steigerungen in diesem Bereich hauptsächlich auf den Ausländeranteil zurückzuführen ist. Dies hat seinen Grund wiederum darin, dass sie aufgrund der fehlenden fünfjährigen Ansässigkeit zu den Wohnbauprogrammen nicht zugelassen werden. Hier denken wir an eine Einschränkung des Wohngelds, an eine einjährige Aufenthaltsschwelle, eine Reduzierung der Grundbedarfs-Fläche und daran, die Miete durch das Wohngeld nicht mehr zu hundert Prozent zu decken. Was die Zuweisung von Sozialwohnungen betrifft, so haben wir nun die Trennung der Ranglisten durchgesetzt und das Prinzip, dass die Landesregierung regelmäßig auf der Grundlage von Bedarf und zur Verfügung stehenden Mitteln entscheidet, wie viele Wohnung auf der Grundlage welcher der beiden Ranglisten verteilt werden. 

Es braucht sich also niemand einreden lassen, dass er bei der Wohnungszuweisung auf Kosten eines Ausländers zu kurz kommt, es braucht sich niemand einreden lassen, dass er seinen Job an einen Ausländer verliert, es braucht sich niemand einreden lassen, dass die Sozialleistungen gekürzt werden, weil die Ausländer so viel brauchen, es braucht sich auch niemand einreden lassen, dass er kurz vor der endgültigen Kapitulation der westlichen Identität vor einer wie auch immer gearteten arabisch-islamisch-nordafrikanisch-extremistischen Lebensart steht. So lange wir uns unserer Wurzeln besinnen, können wir jedem Fremden, jedem Gast offen und respektvoll begegnen. Und wenn es einen Grund gibt – und ich meine einen objektiven, dem Individuum anzulastenden Grund, keine Kollektivhaftung für ein Volk, eine Hautfarbe, eine Sprachgruppe oder eine Religion – wenn es also einen Grund gibt, einem Menschen den Respekt zu entziehen, bietet der Rechtsstaat die nötigen Möglichkeiten, dies in geregelten Bahnen zu tun. Wohl wissend, dass er nicht fruchten wird, deshalb mein Appell an Sie alle hier im Plenum und an alle, die sich mit dem Gedanken tragen, für die Landtagswahlen 2008 zu kandidieren: Halten Sie sich vor Augen, dass „die Ausländer“ kein billiges Wahlkampfthema sind, sondern Menschen. Menschen wie Sie und ich. Und es ist schlimm genug, dass ich das hier noch einmal in Erinnerung rufen muss.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Das Jahr 2008 gilt der Umsetzung der im neuen Plan vorgesehenen Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung und Beschäftigungsfähigkeit, unter besonderer Berücksichtigung der Menschen mit Behinderung, der Über-50-jährigen, der Frauen die in die Arbeitswelt einsteigen oder wieder einsteigen und der Ausländer.

Großer Einsatz gilt den Tätigkeiten im Bereich der Arbeitssicherheit (Information, Prävention, Beratung und Kontrolle; Tagungen, Informations- und Sensibilisie​rungskampagnen, Informationsmaterial) mit besonderem Schwerpunkt auf Maßnahmen zur Vorbeugung/Reduzierung von Arbeitsunfällen und unter besonderer Berücksichtigung der Sicherheitsstandards beim Bau des BBT.

Weitergeführt werden die Tätigkeiten zur Unterstützung der von Betriebskrisen und Mobilität betroffenen Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmern und Betrieben insbesondere über die Arbeitsvermittlungsdienste.

Die Dienste für die Arbeitseingliederung von Menschen mit Behinderung und Personen mit besonderen Schwierigkeiten werden weiterhin gestärkt wobei auch neue Modelle erarbeitet werden sollen.

Die "e-government" Dienste der Abteilung Arbeit werden ausgebaut und optimiert um den Bedürfnissen der Kundschaft immer besser entgegen zu kommen und um Angebot und Nachfrage am Arbeitsmarkt immer besser und gezielter zusammenzuführen. Insbesonde​re wird der einheitlichen elektronischen Meldung der Arbeitsverhältnisse oberste Priorität eingeräumt und große Aufmerksamkeit gewidmet.

Es wird insbesondere der Arbeitgeberservice weiterentwickelt. Eine wichtige Rolle kommt den Betriebsbesuchen zu; in diesem Zusammenhang wird die Mappe für Arbeitgeber verwendet.

Die Bekämpfung der Schwarzarbeit gehört weiterhin zu den Prioritäten de sozialen Arbeitsschutzes und soll speziell mittels Sensibilisierung vorangetrieben werden.
Im Bereich Wirtschaft gilt es, die im Vorjahr eingeleiteten Reformvorhaben umzusetzen. Diese betreffen insbesondere die Reform des Gewerbebaulandes, welche in der mit 1. August 2007 in Kraft getretenen Novelle zum Landesraumordnungsgesetz einen ganz zentralen Inhalt darstellt. Durch die für Südtirol völlig innovative Möglichkeit einer Betriebsansiedlung ohne vorhergehende Enteignung soll durch das neue Vertragsverfahren die Ansiedlung vereinfacht und beschleunigt werden. Parallel dazu soll der Wirtschaftsstandort Südtirol durch die Aufnahme der Tätigkeit der Business Location Südtirol (BLS) besser vermarktet und aufgewertet werden, wobei nicht nur die Ansiedlung neuer Betriebe, sondern vor allem auch die Erweiterungs- und Verbesserungsbemühungen bereits bestehender Unternehmen aktiv unterstützt und gefördert werden sollen. Das Jahr 2008 wird darüber hinaus einen Meilenstein für die Realisierung der dringend notwendigen Erweiterung der Gewerbezone Bozen Süd, südlich der Einsteinstraße, darstellen. Nach den im Jahr 2007 eingeleiteten urbanistischen und verwaltungsrechtlichen Voraussetzungen wird im Jahr 2008 mit den Erschließungsarbeiten und mit den ersten Arbeiten zu den Betriebsansiedlungen begonnen.

Durch die mit 1. Oktober 2007 genehmigte Reform zur Wirtschaftsförderung hat die Landesregierung einen weiteren Grundstein für einen nachhaltigen Beitrag zur Stärkung von Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit der Südtiroler Wirtschaft gelegt. Die auf die vier Schwerpunkte Wachstum, Innovation, Umwelt und Nahversorgung ausgelegte Reform beinhaltet neben dieser primären Zielsetzung zur nachhaltigen Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit erstmals auch eine Gleichbehandlung der Förderung bei identischen Tätigkeiten. Durch die schrittweise Einführung der Reform – der Schwerpunkt Wachstum greift erst nach einer Übergangsregelung ab Oktober 2010 - wird die zweite wesentliche Zielsetzung des Abbaus der Wartezeiten in der Wirtschaftsförderung vorerst zwar nicht erreicht, wohl aber wurden durch die bereits erfolgte Verankerung sämtlicher Reforminhalte die besten Voraussetzungen für eine entsprechende Testphase und Vorlaufzeit auf eine im vollen Umfang greifende Reform in den nächsten Jahren gelegt. Um der besonderen Herausforderung bei großen Investitionsvorhaben Rechnung zu tragen, wurde im Haushalt 2008 nach mehrjähriger Unterbrechung erstmals wieder der Rotationsfonds für die Wirtschaftsförderung mit einem sehr ansehnlichen Betrag an frischen Mitteln ausgestattet. Dies war notwendig, um der innerhalb weniger Monate radikal veränderten Situation auf dem Kapitalmarkt Rechnung zu tragen. Diese radikale Veränderung hat dazu geführt, dass der Bedarf für Rotationsfondsdarlehen auf rund 170 Mio. Euro angestiegen ist bzw. die entsprechenden Wartezeiten, je nach Sektor, zwischen 5 und 10 Jahren angestiegen sind.

Die bereits im Vorjahr verstärkten und gezielt vorangetriebenen Bemühungen im Bereich Exportförderung tragen Früchte. Die Voraussetzungen, dass diese Bemühungen im Jahr 2008 weiterhin konkret in eine Erhöhung des Exportvolumens umgemünzt werden können, sind durch die vollständige operative Inbetriebnahme der Export Organisation Südtirol (EOS) bestens auf den Weg gebracht. Dazu gehört nicht nur die effiziente und bessere Nutzung der Synergien durch die Zusammenlegung aller im Exportgeschehen tätigen Kräfte, sondern auch ein quantitativ und qualitativ stärkerer Auftritt auf neuen Märkten und eine kompaktere Durchschlagskraft durch einen stets stimmigen und überzeugten Auftritt unter der Dachmarke Südtirol. Dieser erfolgt sowohl in Form von Gemeinschaftsmessen, als auch durch die einzelnen wichtigsten Sektoren, inklusive dem Qualitätszeichen für den ernährungswirtschaftlichen Bereich.

Das Jahr der Reformumsetzungen aus der Wirtschaftsabteilung wird schließlich durch die erstmalige Anwendung der zum Teil bereits vom Landtag genehmigten Ordnungsgesetze (Industrie- und Dienstleistungsordnung) sowie der zu genehmigenden Handwerksordnung abgerundet. Damit erhält ein auch im Südtiroler Wirtschaftsgefüge äußerst bedeutender Sektor wie die Industrie erstmals eine eigene gesetzliche Basis und eine klar definierte Trennung zwischen industrieller und handwerklicher Tätigkeit. Ähnliches gilt für die Dienstleisterordnung, während die Novelle der Handwerksordnung neben der Notwendigkeit einer klaren Abgrenzung zur Industrietätigkeit, vor allem eine Reihe von notwendigen Anpassungen an die veränderten modernen betrieblichen Bedürfnisse und beruflichen Ausbildungen beinhaltet.

Nach der ersten fünfjährigen Anwendungsperiode wird im Jahr 2008 ebenfalls der überarbeitete Verteilungsplan für die Großverteilungsbetriebe zur Anwendung kommen. Dabei wird sich dieser an die grundsatzpolitischen Zielsetzungen der Südtiroler Handelspolitik orientieren, d.h. das Verteilungsnetz soll sich mit seinen unterschiedlichen Dienstleistungsangeboten weiterhin ausgeglichen entwickeln, wobei auch in Zukunft die wirtschaftliche und soziale Bedeutung der Klein- und Mittelbetriebe sowie eine flächendeckende Verbreitung des Angebotes, insbesondere der Nahversorgung im Vordergrund stehen soll.

Die Stärkung der touristischen Organisationen, - es stehen hierfür 2008 zusätzliche 2 Millionen Euro zu Verfügung -, bildet weiterhin wichtigen Bestandteil und zwar zum Zweck damit die touristische Nachfrage sowie die entsprechenden Dienstleistungen ausreichend gefördert werden können.

Die Beiträge zur Verbesserung der Qualität der Gastbetriebe sowie der Alpin und Skischulen wurden für 2008 um 3 Mio. Euro aufgestockt.

Die Finanzmittel für die Südtirol Marketing Gesellschaft hingegen bleiben gegenüber 2007 gleich. Seit dem Jahre 2004 ist eine ständige Kürzung der Finanzmittel zu verzeichnen gegenüber ständig steigenden Anforderungen (Bearbeitung neuer Märkte…). 

Im Jahr 2008 werden der mehrjährige Plan für Forschung und Innovation und das Programm 2008 genehmigt werden, mit dem Ziel die bereits tätigen Kompetenzzentren zu unterstützen, die Innovationskultur auf allen Ebenen zu fördern und die Entwicklung neuer Technologien von Seiten der Forschungseinrichtungen und Unternehmen voranzutreiben.
In Folge der Einführung des Artikels 1-ter ins Landesgesetz 8/1996 wird im Jahr 2008 die Einrichtung von Betriebskinderhorten unter Mitwirken des Arbeitsgebers, des Landes und der Familie stattfinden können.
Es ist eine weitere Zunahme um 15% der Anzahl von Ansuchen der Unternehmen für Forschung und Entwicklung sowie für Beratung und Ausbildung vorgesehen.

Die Prioritäten für das Jahr 2008 im Bereich des Genossenschaftswesens sind die definitive Genehmigung des Regionalgesetzes zur Aufsichttätigkeit, welches für die Genossenschaften verschiedene Vereinfachungen in der Verwaltung bringen wird, die Stärkung des Landesgesetzes 1/1993 mit besonderem Augenmerk auf den Ausbau der unternehmerischen Kompetenzen der Mitglieder, sowie die Aufnahme der Geschäftstätigkeit der Garantiegenossenschaft Socialfidi für den Non Profit Bereich und der gemeinsamen Plattform der Garantiegenossenschaften.
Das Jahr 2008 bringt für Südtirols Landwirtschaft einige Änderungen bzw. Neuerungen mit sich. Das Entwicklungsprogramm für den ländlichen Raum (ELR) geht mit folgenden Schwerpunkten in die konkrete Umsetzungsphase: Wissensvermittlung, nachhaltige Landbewirtschaftung, Förderung der Junglandwirte, Modernisierungs- und Innovationsinvestitionen in landwirtschaftlichen Betrieben. Ziel ist es dabei, sowohl die BetriebsführerInnen als auch die Betriebe selbst auf Veränderungen am Markt vorzubereiten und dementsprechend die Wettbewerbsfähigkeit der landwirtschaftlichen Unternehmen zu erhöhen.

Auf Grund des neuen Gemeinschaftsrahmens für staatliche Beihilfen in der Landwirtschaft muss der Großteil der bisherigen Landesförderungen neu notifiziert werden und auf eine neue rechtliche Basis gestellt werden. Für den Bereich Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte gilt nun die KMU-Regelung.

Neue Initiativen gibt es auch im Veterinärbereich, zum Einen wegen der Einführung eines  obligatorischen CAE-Bekämpfungsprogrammes bei Ziegen, und zum Anderen auf Grund der Umstellung auf die elektronische Kennzeichnung bei den Schafen und Ziegen. 

Schwerpunkte im pflanzlichen Bereich werden im kommenden Jahr wieder die Bekämpfung des Besenwuchses und des Feuerbrandes sein. 

Auf Grund steigender Notwendigkeit durch sich häufende Trockenperioden und um eine Beschleunigung der Umstellung auf wassersparende Beregnungstechniken zu erreichen, wird ein Förderschwerpunkt bei Beregnungs- und Bewässerungsanlagen liegen. 

Vordringlich wird weiterhin die Sanierung und Verbesserung von landwirtschaftlichen Wohngebäuden sein, um auch den Bergbauern eine angemessene Wohnqualität zu gewährleisten und damit eine wichtige Voraussetzung für das Verbleiben auf den Höfen zu schaffen.

Eine weitere Priorität im ländlichen Bauwesen betreffen Anpassungen und Umstellungen auf neue und immer strengere Vorschriften im Bereich Tierschutz, Gewässerschutz und Hygiene.

Der Haushalt der Abteilung 9 – Informationstechnik des Jahres 2008 umfasst 23.861.000 €. 

Ein großer Teil der verfügbaren Mittel sind notwendig, um das IT-System der Landesverwaltung in Betrieb zu halten. Diese Geldmittel stellen somit sicher, dass die IT-Dienste im Jahr 2008 mit der heute bereits angebotenen Qualität verfügbar sind und dass zudem die notwendigsten Änderungen, die etwa wegen Änderungen normativer Rahmenbedingungen induziert werden, angebracht werden. Damit wird auch der Betrieb des Bürgernetzes und der Internetdienste für die Landesverwaltung garantiert.
Für den Bereich Breitbandnetze stehen 5.300.000 € zur Verfügung. Diese werden genutzt, um die letzten noch nicht bedienten Gemeinden mit Breitband zu versorgen sowie jene Gemeinden des ersten Loses, die die Firma Linkem nicht mit der nötigen Bandbreite versorgen konnte, neuerlich zu berücksichtigen.

Auch im Bereich des Katasters wird der Ausbau des Dienstes am Kunden fortgesetzt. In diesem Sektor erwähnenswert ist die Teilnahme an der Ausarbeitung von digitalen technischen Gemeindekarten. Diese Karten werden auch von den Landesämtern genutzt.
Südtirols Waldbild, hervorgegangen aus jahrzehntelanger naturnaher und nachhaltiger Bewirtschaftung, prägt entscheidend unsere Landschaft und macht sie einzigartig. 

Weit tiefgehender ist jedoch die Bedeutung des Waldes für die Sicherung unseres Lebensraumes. Mit der fortschreitenden Klimaveränderung wird die Verletzlichkeit und Anfälligkeit unseres alpinen Lebensraumes immer deutlicher. Die Schutzwirkung durch stabile Wälder und intakte Almenlandschaften kann deshalb nicht hoch genug bewertet werden. Gezielte Maßnahmen, wie nachhaltige, schonende Nutzungen, Waldpflegearbeiten und ingenieurbiologische Sicherungsmaßnahmen zur Erosionseindämmung oder Lawinenschutzmaßnahmen halten diese Schutzwirkung laufend aufrecht.

Hinzu kommt die große Bedeutung des Waldes als Energielieferant. Die zunehmende Knappheit der Ressourcen und die stetig steigenden Preise von Öl und Gas haben den erneuerbaren Energieträger Holz ökonomisch wieder konkurrenzfähig gemacht. Aber auch als Baustoff hat das Holz in diesen letzten Jahren eine große Wiederaufwertung erfahren.

Durch Fördermaßnahmen und durch Regiearbeiten der Forstbehörde soll eine nachhaltige Waldentwicklung sowie eine möglichst flächendeckende, aktive Waldbewirtschaftung unterstützt und garantiert werden. 

Die Waldbauern sollen aber auch in ihrer unternehmerischen Kompetenz gestärkt und begleitet werden, durch Aus- und Weiterbildung, durch Beratung und Kooperationsförderung.

Der Wald ist für die Gesellschaft heute auch als Erholungs- und Freizeitraum enorm wichtig, öffentliche Maßnahmen sollen diese Leistungen abgelten. 

Auch in der Berg- und Almwirtschaft gilt es weiterhin, Rahmenbedingungen zu setzen, welche ein nachhaltiges, umweltgerechtes Wirtschaften ermöglichen und damit die Stabilität, aber auch Attraktivität der Almregionen aufrechterhalten. 

Im ländlichem Raum sind die Erschließungen, Wasserleitungen und andere Infrastrukturen wesentliche Vorraussetzungen für aktives Wirtschaften und Weiterentwicklung - diese gilt es weiterhin zu fördern und zu erhalten. 

Der Sonderbetrieb für Bodenschutz, Wildbach- und Lawinenverbauung wird im Arbeitsjahr 2008 wiederum eine Reihe von notwendigen Verbauungsmaßnahmen zum Schutz der Südtiroler Bevölkerung durchführen. Es handelt sich zum Großteil um die Fortführung von Maßnahmen in verschiedenen Einzugsgebieten von Wildbächen und Muren, welche den Siedlungsbereich und andere öffentliche Einrichtungen bedrohen oder positive Auswirkungen auf den Wasser- und Geschiebehaushalt haben. Besonderes Augenmerk wird auf die ordentlichen Instandhaltungen der bestehenden Schutzbauten und die Pflege der Ufergehölze gelegt. Dafür wird das bestehende Instandhaltungsprogramm zu Lasten der neuen Investitionen ausgeweitet. Es werden auch mehrere Renaturierungsprojekte durchgeführt.

Das überarbeitete Raumordnungsgesetz ist am 1.8.2007 in Kraft getreten. Das Gesetz bringt eine Neuorientierung der Raumordnung hin zu einer nachhaltigen Entwicklung, welche die Umweltbelange verstärkt berücksichtigt, dazu wurde die strategische Umweltprüfung in die Raumplanungsverfahren integriert. 

Die entsprechenden Durchführungsbestimmungen und Anwendungsrichtlinien werden erarbeitet und vervollständigt. Wichtige Bereiche sind: Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz bei neuen und bei bestehenden Bauten werden mittels eines Anreizsystems und Gewährung von Zusatzbauvolumen gefördert und die Genehmigungsverfahren für die Nutzung von erneuerbaren Energiequellen vereinfacht. 

Die Erweiterungsmöglichkeiten für gastgewerbliche Betriebe und für Privatzimmervermieter werden neu geregelt. Neue technische Richtlinien werden die Planbearbeitung beschleunigen und erhöhen insbesonders die Rechtssicherheit und reduzieren damit auch die Planungskosten und –zeiten.

Als neuer Orientierungsrahmen für die Raumordnung wird der überarbeitete Landesentwicklungs- und Raumordnungsplan LEROP vorgelegt werden. Dieser gibt die Entwicklungsrichtungen für die nächsten 10 Jahre vor, deshalb wird eine breit angelegte Information und eine umfassende Diskussion der eigentlichen Genehmigung vorausgehen. 

Die Umweltbildungsarbeit der Naturparks wird weiterhin ausgebaut und durch weitere Strukturen bereichert. Im Jahr 2008 findet der Bau des Naturparkhauses Puez Geisler seinen Abschluss. Mit der  diesbezüglichen Einrichtung der Ausstellung wird begonnen, damit der Eröffnung im Sommer 2009  nichts mehr im Wege steht. 

Die neue Infostelle des Naturparks Texelgruppe im Bunker in Moos in Passeier geht in Betrieb und deckt den wichtigen und weiten Bereich des Passeiertales ab. 

In Naturns wird das Konzept zur Verlegung und Neueinrichtung des Naturparkhauses in Zusammenarbeit mit der Gemeinde konkretisiert. 

Die Erfüllung von Vorgaben aus den europäischen Naturschutzrichtlinien, und auch der Anspruch einer transparenteren und bürgernahen Verwaltung erfordern eine inhaltliche Überarbeitung bzw. Zusammenlegung der heute geltenden Landesgesetze zum Schutze der Fauna, Flora, stehenden Gewässer und Mineralien. In diesem Sinne wird ein neues Natutschutzgesetz vorgelegt werden, das unter Abstimmung mit sachverwandten Bereichen wie Jagd, Bodenschutz, Landwirtschaft u.a. neue Akzente im Naturschutz setzen soll. Die Ausarbeitung des den gesamten Naturschutzbereich abdeckenden Gesetzes wird durch das Naturmuseum Südtirol fachlich unterstützt.

Die Einrichtung eines Landschaftsfonds soll zur Förderung von naturschutzrelevanten Vorhaben beitragen: Initiativen zur langfristigen Erhaltung, Wiederherstellung oder Weiterentwicklung der biologischen und strukturellen Vielfalt der Natur und Landschaft beitragen. 

Der Wassernutzungsplan ist ausgearbeitet und wird der strategischen Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen. 

Für neue Wassernutzungen werden die Kriterien des Wassernutzungsplans bereits angewendet. Damit ist ein wichtiger Schritt in Richtung modernes Management der Wasserressourcen getan, um so den gestiegenen Umweltanforderungen (siehe Wasserrahmenrichtlinie der EU) genüge zu tun, aber auch die heimischen Bedürfnisse an Wasser, vor allem für Trinkwasser und Bewässerung zu befriedigen und das enorme erneuerbare Potential an Wasserkraft zu nutzen. 

Wasserkraft ist eine erneuerbare Energiequelle, die gerade im Sinne des Kyoto-Protokolls eine starke ökologische Bedeutung hat, einen wichtigen Beitrag zur Sicherheit der Energieversorgung leistet und auch einen wichtigen Wirtschaftszweig darstellt. 

Parallel dazu wird, sobald die Rahmenbedingungen festgelegt sind, die Überarbeitung des Gewässerschutzplanes in Angriff genommen.

Abwasser klären und wieder als sauberes Wasser den Flüssen zurückgeben schließt den Kreislauf nach der Nutzung. Hier haben wir mit 99,8% geklärter Abwasser das Programm abgeschlossen, einige Hauptsammler stehen noch zur Realisierung an, sowie die Erweiterung einiger Kläranlagen, einige ältere müssen den EU-Standards angepasst werden. 

In Zusammenarbeit mit den anderen Ressorts der Landesverwaltung und mit den städtischen Zentren und deren umliegenden Gemeinden werden die entsprechenden Maßnahmen geplant und durchgeführt. Die Maßnahmen treffen nicht immer die Zustimmung aller Bevölkerungsschichten, dennoch  muss die Erhaltung der Luftqualität im Sinne unserer Gesundheit vorrangiges Ziel sein. 

Der Vierjahresplan erlaubt es, die Umrüstung auf emissionsarme Fahrzeuge stufenweise zu erreichen. Nach dem Verbot von Euro 0 und Euro 1 für Lastwagen über 7,5 Tonnen auf der Brennerautobahn werden weitere gemeinsame Maßnahmen mit der Provinz Trient und dem Land Innsbruck angestrebt. 

Das Problem Feinstaub wird dabei im speziellen weiterhin durch den finanziell unterstützen Einbau von Partikelfiltern bei Dieselfahrzeugen, die Umrüstung auf Gas und die Verschrottung von Kleinmotorrädern unterstützt, sowie die Umrüstung der öffentlichen Verkehrsbusse auf schadstoffarme Techniken, wie Erdgas. Die Baumaschinen werden ebenfalls einer diesbezüglichen Regelung unterworfen.

Der Bau der neuen thermischen Restmüllverwertungsanlage geht in die konkrete Realisierungsphase. Es ist die einzige Anlage dieser Art, die das ganze Land versorgt. Sie wird die strengen Kriterien zur Rauchgasreinigung nach dem Stand der Technik einhalten. Gleichzeitig wird die Optimierung in der Erzeugung von Energie, sowohl Strom wie Wärme, und deren Nutzungen realisiert. 

Die Realisierung dieser Anlage entspricht unserem Grundprinzip der Abfallbewirtschaftung: Vermeiden, wiederverwerten soweit möglich und die unvermeidlichen Reste einer Entsorgung zuführen, wobei auch hier noch der größtmögliche Nutzen, in diesem Fall energetisch, angestrebt wird, so dass man von einer thermischen Verwertung und nicht mehr von einer Entsorgung sprechen muss.

Elektromagnetische Felder werden vielfach als besonders belastend angesehen. Mit der Überarbeitung des Fachplanes der Kommunikationsinfrastrukturen (KIS) wird erwartet, hier die Rationalisierung des Systems von Übertragungs- und Antenneninfrastrukturen systematisch weiterzuführen. Die Landesregierung gibt hier Aufträge für die Errichtung gemeinsamer Antenneninfrastrukturen an die RAS. 

Damit wird Ordnung in die verwirrende Situation zwischen Umsetzern für Mobiltelefonie, Radio- und Fernsehsendern gebracht zum Schutz unserer Gesundheit und unter Berücksichtigung der Standortfragen in Bezug auf Versorgung, Landschaftsschutz und Strahlungsminimierung. Insgesamt bleiben damit weniger Strukturen erhalten, dennoch ist die flächenmäßige Abdeckung garantiert.

Während in den in den meisten europäischen Nachbarländern der  Grenzwert mit 41 Volt/m gilt, besteht in Italien mit dem geltenden Grenzwert von 6 Volt/m bereits eine größere Sicherheit für die Betroffenen, dabei wird in Südtirol dieser Grenzwert maximal zu ca. 50 % ausgeschöpft. Der Grenzwert gilt für das nächstgelegene direkt angestrahlte Haus an der Außenwand bei simulierter Volllast gemessen.

Südtirol wird seine Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen weiterhin reduzieren, indem vor allem auf die Energieeinsparung sowie auf den Sektor der erneuerbaren Energien gesetzt wird.

Die Förderung betrifft einerseits die Fernheizwerke, andererseits die Energiesparmaßnahmen an Gebäuden. Da bei den Fernheizwerken erneuerbare lokale Energieträger verwendet werden, verringert sich die Abhängigkeit von auswärtigen Energiezulieferern und die Wertschöpfung bleibt im Land (z.B. durch Nutzung der heimischen Holzreserven). Außerdem haben zentrale Anlagen wesentlich geringere Emissionen, auch an Feinstaub, als kleine Hausanlagen, und sorgen somit für bessere Luft in den Wintermonaten.

Während in den letzten Jahren vor allem große Fernheizwerke errichtet wurden, geht die Tendenz jetzt zu kleineren Anlagen für die Nahversorgung von Gemeinden.



Im Bereich Energieeinsparung bei Gebäuden wird vor allem die Außenwand- und Dachdämmung gefördert (Stichwort KlimaHaus), sowie die Nutzung von erneuerbaren Energien (Hackschnitzel- und Pelletsheizanlagen, Sonnenkollektoren, Wärmepumpen, usw.).

Durch die kumulierbaren staatlichen Fördermöglichkeiten sind die Ansuchen um Förderungen in letzter Zeit stark angestiegen.

Im Bereich Stromversorgung der Berggebiete werden Beiträge in erster Linie für die Modernisierung und Potenzierung der ländlichen Versorgungsleitungen im Bereich Mittelspannung vergeben. Damit erhöht sich die Versorgungssicherheit der ländlichen Bevölkerung, außerdem ergibt sich eine Verbesserung des Landschaftsbildes, da die neuen Leitungen meist als Erdkabel unterirdisch verlegt werden. 

Die Stromverteilung in Südtirol ist noch sehr unterschiedlich und inhomogen geordnet. Durch die Genehmigung des Verteilerplans besteht jetzt die Möglichkeit die Verteilung neu zu regeln. Dabei wird sich die Anzahl an Verteiler reduzieren, was zu größerer Wirtschaftlichkeit und Verbesserung des Kundendienstes und der Versorgungssicherheit führen wird.

Bezüglich Ausschreibung der großen Wasserableitungen für Stromerzeugung sind die Gutachten der betroffenen Gemeinden eingeholt worden und die Umweltbewertung hat begonnen. Im ersten Halbjahr 2008 kann mit den ersten Entscheidungen gerechnet werden.  

Die Arbeitsschwerpunkte des Amtes für Zivilschutz werden sich auch im Jahr 2008 im Bereich der Vorhersage und Vorbeugung von Naturgefahren konzentrieren. Mit der gewährten Erhöhung um 2,2 Prozent der Ausgaben im Vergleich zum Anfangshaushalt 2007 sollen die Pflichtausgaben (Landesfeuerwehrverband, Landesfeuerwehrschule, Berufsfeuerwehr, Bergrettungsdienste, Landesnotrufzentrale, Landesfunknetz, Verkehrsmeldezentrale, Bevölkerungsinformationssystem, Meteo, Hydro, Lawinen) abgedeckt und die dringendsten Projekte der Gemeinden zur Realisierung von Vorbeuge-, Soforthilfe- und Wiederinstandsetzungsmaßnahmen (LG 34/75) bezuschusst werden.

Der Landesregierung werden gemäß neuem Landesraumordnungsgesetz die Richtlinien für die Erstellung der Gefahrenzonenpläne durch die Gemeinden und zur Erstellung der Gemeindezivilschutzpläne unterbreitet. Die Gemeinden können in den nächsten Jahren aus den Katastrophenhilfsfonds (LG 34/75) um eine Beitragensge​währung für die Erstellung der Gefahren​zonenpläne und der Gemeindezivil​schutzpläne ansuchen. Angesichts der Auswirkungen des Klimawandels und des gehäuften Auftretens von Waldbränden in Mittel- und Südeuropa sollen den Gemeinden über den Katastrophen​hilfsfonds (LG 34/75) auch Beiträge für Strukturen zur Löschwasserversorgung im ländlichen Bereich gewährt werden.

Durch die Übernahme der Richtfunkstrecken der Freiwilligen Feuerwehren, des Bergrettungsdienstes und des Weißen Kreuzes fallen zusätzliche Spesen für die Wartung und Erneuerung dieser Anlagen an.
Die Arbeitsschwerpunkte des Hydrografischen Amtes werden sich im Jahr 2008 im Bereich der Erneuerung des Messstationennetzes (Flusspegel und Schneemessfelder mit dem „regionalen Fond des Zivilschutzes“), der Verbesserung der Übertragung der Daten sowie in der Erstellung der Vorhersageprodukte (Wetterbericht, Lawinenbericht und Hochwasservorhersage) konzentrieren.

Pflichtausgaben beziehen sich auf notwendige Wartungsarbeiten bzw. Wartungsverträge, Betriebskosten der meteorologischen, nivologischen und hydrologischen Messstationen.

Das Assessorat für Mobilität hat sich, angesichts der wachsenden Umweltverschmutzung, der Einschränkungen des Privatverkehrs und einer immer strengeren Regelung für den Zugang zu den wichtigsten Zentren Südtirols auch für das Jahr 2008 hochgesteckte Ziele gesetzt.

Aus diesen Gründen sowie aus dem klaren politischen Willen, das System des öffentlichen Personennahverkehrs in Südtirol zu verdichten, sollen die vorgesehenen Mittel wie folgt eingesetzt werden:

· Verwirklichung des Projektes „Südtirol-Takt“, d.h. Stundentakt auf allen Zugstrecken und Buslinien von Landesinteresse, zu den Stosszeiten halbstündlich verstärkt;

· in Zusammenhang mit diesem Projekt werden die Zugverbindungen auf der Brennerstrecke und im Pustertal mit mehr direkten Verbindungen in Richtung Bozen und auf der Linie Meran Bozen mit Einführung des Halbstundentaktes und Direktzügen ab Mals verstärkt;

· wichtige Investitionen für die Verwirklichung von neuen Knotenpunkten und für die Verbesserung der Infrastrukturen auf der Linie Pustertal samt den dazugehörenden Bahnhöfen; dafür ist eine mehrjährige Investition in Höhe von 40 Mio. Euro vorzusehen;

· Sanierung und Umgestaltung der auf das Land übergegangenen Bahnhöfe und der dazugehörenden Areale zur Verbesserung des Zugangs, der intermodalen Verbindung mit den Linienbussen und zur Rationalisierung der Beförderungsdienste;

· Ankauf von neuem Rollmaterial für einen Gesamtbetrag von 58 Mio. Euro wobei diese Investition mehrjährig erfolgen wird;

Für die Erneuerung des Autobusfuhrparks sind Investitionen in Höhe von 5 Mio. Euro vorgesehen.

Für die Abschlussarbeiten auf der Linie Meran Bozen und für die Fertigstellung des 3 Jahres Programms welches Arbeiten an den Bahnhöfen von Meran-Untermais, Vilpian, Siebeneich, Terlan und Lana vorsieht, werden 3 Mio. Euro investiert. 

Besonderes Augenmerk wird auf die urbanistisch-modale Aufwertung der Bahnhofsareale, die in die Zuständigkeit des Landes fallen, gelegt; diese werden Gegenstand eines mehrjährigen Arbeitsplanes sein und befinden sich vor allem entlang der Brennerachse. 

Mobilität und Verkehr durchdringen alle Bereiche unseres täglichen Lebens. Für die gesunde Entwicklung unserer Wirtschaft sind angemessene und sichere Verkehrswege unverzichtbar, gleichzeitig stellt die Verkehrsbelastung aber auch ein zentrales Problem für Mensch und Natur in unserem Land dar. 

Aus diesem Grund sollten laut Koalitionsprogramm in der 2008 zu Ende gehenden Legislaturperiode mit Hilfe von Umfahrungen der Verkehr aus den wichtigsten bewohnten Zentren ausgelagert sowie Gefahren- und Lärmquellen ebenso wie Verkehrsbehinderungen beseitigt und die Fahrgeschwindigkeiten optimiert werden.

In der Umsetzung dieser Ziele wurden zahlreiche bedeutende Bauvorhaben fertig gestellt, weitere befinden sich in Ausführung oder sind in Planung. Da es sich dabei teilweise um mehrjährige Vorhaben mit erheblichen Kosten handelt, sind die zur Verfügung gestellten Mittel zum Großteil für die Fortführung dieser Bauvorhaben bestimmt.

Die Bauarbeiten im Abschnitt Forst-Töll stehen vor dem Abschluss, ebenso konnte die Verlegung der Rienz im Rahmen des ersten Bauloses der Umfahrung Vintl, dessen Ausschreibung unmittelbar bevorsteht, abgeschlossen werden. Die Bauarbeiten an der Umfahrung Brixen - Vahrn, der Umfahrung St. Christina und am 1. Los der Umfahrung Auer schreiten zügig voran. Die Arbeiten am ersten Baulos der Variante Bozen – Leifers im Bereich Steinmannwald haben begonnen, und die Ausschreibung für das nächste Baulos "Leifers" steht unmittelbar bevor, dies gilt auch für die Vergabe des Bauvorhabens "Tunnel Sonnenburg". Aufgrund der zusätzlich zur Verfügung gestellten Mittel ist es möglich, für das Jahr 2008 die Ausschreibung des ersten Bauloses des Küchelbergtunnels vorzusehen.

Auch im Jahr 2008 wird ein besonderes Augenmerk auf die Beseitigung von Gefahrenstellen gelegt, wo durch die Arbeiten am Tunnel "Kampenn" im Rahmen des 2. Bauloses der Eggentalerstraße und bei Punt de Fèr, welche in Kürze fertig gestellt sind, und die Sicherungsarbeiten bei Atzwang, die regulär voranschreiten, bereits im Jahr 2007 ein wesentlicher Beitrag geleistet wurde. In diesem Zusammenhang sind – aufgrund einer eigens ausgearbeiteten Prioritätenliste - weitere Sicherungsarbeiten in verschiedenen Teilen des Landes vorgesehen (Lawinenschutzgalerie in Sulden, auf der Staatsstraße 12 bei Kollmann, am Penser Joch, im Schnalstal und in Meransen). Die Vortriebsarbeiten im Sarntal sind bereits im Gange. Die Planung der Sicherungsarbeiten auf der Völser Straße wird fortgesetzt; auch läuft ein Planungswettbewerb für den Ausbau der Mendelstraße im Bereich des Tumortales. 

Auch im Jahr 2008 sollen verschiedene Brücken im ganzen Land statischen Kontrollen unterzogen und auch aufgrund der entsprechenden Ergebnisse weitere Brücken auf Staats- und Landesstraßen saniert werden.

Schließlich wird darauf hingewiesen, dass in der Umsetzung dieses Programms, welches erhebliche Investitionen vorsieht, bei jedem einzelnen Bauvorhaben ein besonderes Augenmerk auf alle Maßnahmen zur Kosteneindämmung gelegt wird.

Das Verfahren zur Vergabe der Arbeiten zum Bau der thermischen Restmüllverwertungsanlage ist im Gange, deren Beginn für die ersten Monate des Jahres 2008 und deren Fertigstellung für 2010 vorgesehen ist. Demnächst werden die Arbeiten zur Errichtung der Mülldeponie "Bozen 1" bzw. Erweiterung der Deponie "Frizzi Au" und für das letzte Baulos der Sanierung der Deponie Sigmundskron vergeben werden.

Bei der Durchführung der Hochbauvorhaben wird man sich vor allem auf die Realisierung der Oberschulen und Universitäten, der Berufs- und Fachschulen, der Bauten für Verwaltung und Bildung sowie der Museen und kulturellen Einrichtungen konzentrieren.
Im Bereich der Sanitätsbauten liegt der Schwerpunkt weiterhin im Krankenhausbau. Insbesondere wird das Projekt zum Ausbau des Krankenhauses von Bozen vorangetrieben. 

Zu der in der Presse oder in der Bevölkerung auftretenden Kritik über die verschwenderische Ausgabe von Steuergeldern zur Realisierung von sogenannten Prunkbauten wird Folgendes angemerkt:

Das Ressort für Bauten hat stets darauf geachtet, bei der Realisierung der verschiedensten Bauvorhaben den Kostenrahmen nicht zu sprengen bzw. kostenreduzierend zu arbeiten. Alle Bauprogramme werden einer strengen Prüfung unterzogen, inwieweit die einzelnen Maßnahmen erforderlich sind. Ein großes Augenmerk wird jedoch auf die Qualität bei der Ausführung der Arbeiten gelegt. Bei der Qualität dürfen keine Abstriche gemacht werden, denn geringe Qualität bedeutet hohe und steigende Kosten für die zukünftige Instandhaltung.

Im Jahr 2008 wird die Neuordnung des Gesundheitswesens mit Hochdruck weiter vorangetrieben werden. Im Mittelpunkt steht dann insbesondere die klinische Neuordnung. Die Vernetzung der öffentlichen Krankenhäuser, die Errichtung und Potenzierung von Kompetenz- und Excellenzzentren, Einheitliche Betreuungs- und Behandlungspfade, sowie der Aufbau von Qualitätsmanagementstrukturen sind nur einige wichtige Maßnahmen in diesem Bereich. Andere Ziele sind der weitere Abbau der Wartelisten in einigen Problembeeichen und der zügige Ausbau des integrierten Netzwerkes der Jugendpsychiatrie. Der von der Bevölkerung stark gewünschte komplementärmedizinische Dienst soll nächstes Jahr in einem öffentlichen Krankenhaus in Form eines Pilotprojekt verwirklicht werden.

Der Bereich der Vorsorge und Prävention zur Förderung eines gesunden Lebensstils und zur Vorbeugung vor Erkrankungen wird nächstes Jahr weiter einen Schwerpunkt im Gesundheitswesen bilden. Im Mittelpunkt wird dabei die Vorsorge vor Tabakkonsum und übermäßigem Alkoholkonsum und die Förderung von richtiger Ernährung und Bewegung stehen. 

Durch die Unterstützung der Stiftung “Vital” werden die Projekte „Gesunde Gemeinde“ und „Gesundes Betrieb“ zur Prävention und Förderung eines gesunden Lebens- und Arbeitsstils vorangetrieben. Weiters werden durch die Stiftung Vital Projekte zur ausgewogenen gesunden Ernährung, und zur gesundheitsfördernden Bewegung umgesetzt. 

Im Personalbereich bedürfen verschiedene Kollektivverträge einer Erneuerung, wie z. B. der Bereichsvertrag des ärztlichen und tierärztlichen Personals für den Zeitraum 2005 – 2008. Die Zusammenarbeit mit der neuen Landesagentur für Kollektivverhandlungen wird dabei weiter ausgebaut werden.

Im Bereich der Sprengelbauten werden die Projekte für die neuen Sprengelsitze Lana-Umgebung, Brixen-Umgebung, Wipptal und den Sprengelstützpunkt Kastelruth im Jahr 2008 erstellt werden. Außerdem werden die Erweiterung einige Sprengel angegangen sowie Anpassungsarbeiten (Brandschutz) durchgeführt. Für das psychiatrische Rehabilitationszentrum und Wohnheim in Bozen und das landesweite Therapiezentrum für Mehrfachdiagnosen in Oberinn sollen die Projekte erstellt werden. Der Umbau des psychiatrischen Wohnheimes in der Dalmatienstrasse in Bozen wird durchgeführt. Die Palliative Betreuung soll in ganzen Land aus- bzw. aufgebaut werden und soll ambulant und stationär flächendeckend in ganz Südtirol angeboten werden. Die Erweiterung der Palliative-Care-Einrichtung in Meran Martinsbrunn ist geplant. 

Durch die Errichtung des Institutes für Molekularmedizin, in Zusammenarbeit mit der Universität Innsbruck und andere internationale anerkannten Forschungseinrichtungen, wird internationale anschlussfähige biomedizinische Spitzenforschung betrieben werden, verbunden mit einer nachhaltigen Weiterentwicklung der Medizin in Südtirol.

Im Sozialwesen steht die Umsetzung des Landesgesetzes Maßnahmen zur Sicherung der Pflege vom 12. Oktober 2007, Nr. 10 im Mittelpunkt der Arbeiten des Jahres 2008. Es müssen dabei die wichtigen Vorbereitungsarbeiten erledigt werden, damit die Leistungen aus dem Pflegefond ab 1. Juli 2008 an die Zuhause gepflegten Menschen ausbezahlt werden können. Diese gehen von der Schulung der Einstufungsteams, über die Einstufung der Pflegebedürftigen und die Vorbereitung der verschiedenen Dienste und Einrichtungen in Bezug auf das neue System. Nicht zuletzt müssen die Alten- und Pflegeheime im laufe des Jahres 2008 auf die neue Finanzierungsform umgestellt werden, damit auch dort die neue Pflegesicherung ab 1.1.2009 greifen kann. 

Für die Umsetzung der Pflegesicherung ist eine effiziente Verwaltungsstruktur aufzubauen. Die pflegebedürftigen Menschen sollen in die Lage versetzt werden, mit dem zugewiesenen Pflegegeld eine möglichst professionelle, das heißt fachlich korrekte, Pflege einzukaufen. Die Hauspflege der Sozialsprengel wird weiters Dreh- und Angelpunkt der örtlichen Betreuung und Pflege sein. 

Im Bereich der Familienförderung geht es darum die Mischung aus finanziellen Förderungen, wie das Familiengeld, die Rentenabsicherung und Betreuungsdiensten, wie die Kindertagesstätten weiter zu stärken. Die Kleinkinderbetreuungsdienste werden auch in diesem Jahr einen Zuwachs erfahren; der Bedarf an Unterbringungsplätzen in öffentlichen und privaten Diensten wächst von Jahr zu Jahr.

Im Bereich der Menschen mit Behinderung steht insbesondere die Förderung der Arbeitsintegration im Vordergrund. Durch die Einbindung in den Arbeitsprozess verbessern sich für die Menschen mit Behinderung nicht nur die finanzielle und rentenrechtliche Situation sondern ganz entscheidend auch ihr Selbstwertgefühl und ihre Rolle in der Gesellschaft.

Die Einkommens- und Vermögensgrenzen beim Zugang zu den Sozialleistungen und den Gesundheitsleistungen sollen vereinheitlicht, vereinfacht und somit bürgernäher gemacht werden. Die Einführung neuer Qualitätssicherungsinstrumente wie z.B. das Akkreditierungssystem für alle Sozialdienste, die Kosten-Leistungsrechnung für die öffentlichen und privat gemeinnützigen Träger, der neue Leistungskatalog usw. soll den Klienten unsrer Sozialdienste bestimmte Rechtssicherheiten einräumen. 

Im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe und der Übernahme von Verantwortung durch Betroffene und engagierten Bürgerinnen und Bürgern, werden Beiträge für Selbsthilfeinitiativen und ehrenamtlich Tätige ausgeschüttet. Die Umsetzung des Landesgesetzes über den freiwilligen Sozialdienst ist von besonderer Bedeutung für die Sozialdienste.

Die vorgesehene Ausgaben für die Fortsetzung des Bauprogramms des Instituts für den Sozialen Wohnbau 2005-2010 betragen 61.000.000,00 € für die neue Bauten, und 26.000.000,00 € für die außerordentliche Instandhaltung der Gebäude im Eigentum des Institutes.

Für das Wohngeld  für ca. 9000 Familien beträgt die Ausgabe für das Jahr 2008  33.000.000,00 €.
Für das Jahr 2008 wird davon ausgegangen, daß 2700/2800 Gesuche für Neubau, Kauf und  Wiedergewinnung von Wohnungen für den  Grundwohnbedarf eingereicht werden. Für die Finanzierung dieser Gesuche ist mit einer voraussichtlichen Ausgabe zwischen 90 ÷ 100.000.000,00 € zu rechnen. 

Bei der Finanzierung des Ankaufs und der Erschließung von Flächen für den geförderten Wohnbau ist vorauszusehen, daß auch im Jahr 2008 wie bereits 2007 für diesen Zweck mit einem Mittelbedarf in der Höhe von 30.000.000,00 € zu rechnen ist.

Für die Finanzierung von Wohnbauförderungsmaßnahme für den Mittelstand  wird eine Anfangsausgabe von 30.000.000,00 € verauschlagt. Die entsprechenden Gesetzbestimmungen sind zur Zeit in Ausarbeitung.
Eine Ausgabe von 18.168.842,00 € betrifft die Deckung der Verpflichtungen, welche Wohnbauförderung wie fünfzehn – bzw. zwanzigjährige Zinsenbeiträge auf geförderte Darlehen und zehnjährige gleich bleibende Beträge berücksichtigen.
Zur teilweise Abdeckung des Mittelbedarfs werden auch im Jahr 2008 die verschiedene Rückflüsse aus dem Rotationsfonds für den geförderten Wohnbau sowie alle anderen der Verwaltung infolge von Verzicht, Widerruf und Annullierung der Wohnbauförderung geschuldeten Beträge im Sinne von Artikel 32 des L.G. Nr. 13/98.

Es kann damit gerechnet werden, dass zirka 50/60.000.000,00 € auf der Rotationsfonds zurückfliesen. Es handelt sich um Rückflüsse aus Darlehen, die für den Kauf, den Neubau und die Wiedergewinnung der Eigenwohnung gewährt werden.
Die Förderung der kulturellen Vereine und Organisationen im Land folgt dem Ziel, die Kulturarbeit in einem weiten Spannungsbogen zwischen Tradition und Innovation zu stützen und die kulturelle Identität der Bevölkerung zu stärken.

Ein neues Profil der Abteilung Denkmalpflege soll dazu beitragen, die gesellschaftliche Akzeptanz für die Arbeit und Ziele der Denkmalpflege insgesamt zu erhöhen. Initiativen wie der Tag des offenen Denkmals oder die Lange Nacht der Museen sollen die Teilhabe unserer Bevölkerung am kulturellen Reichtum des Landes und am Angebot in diesem Bereich fördern und auch kulturfernere Schichten ohne Schwellenangst an die reiche Museenlandschaft und Kulturlandschaft heranführen.

Für das Bibliothekenzentrum in Bozen entsteht ein Führungskonzept. Im Bereich der Bibliotheks- und Leseförderung  wird weiter intensiv an der Qualitätsentwicklung des kapillaren Bibliotheksnetzes in Südtirol gearbeitet.

Auch das Jahr 2008 wird im Zeichen der drei großen Vorhaben stehen:

Das  Gedenkjahr 1809-2009 wird unter dem Motto Geschichte trifft Zukunft gemeinsam mit Tirol und dem Trentino im Detail koordiniert, geplant und vorbereitet. Abgesehen von den größeren Vorhaben wie der Erweiterung des Museum Passeier und der Einrichtung eines Instituts für Geschichtsforschung werden  an die hundert Projekte  geprüft und koordiniert, welche die Großverbände und die Ämter des Ressorts vorgelegt haben.

Für die Landesausstellung 2009 in der Franzensfeste wird nach Abschluss des Wettbewerbs um das Konzept Anfang 2008 ein Träger bestimmt, der die Planung und Vorbereitung in Zusammenarbeit mit dem Konzeptteam übernimmt. 

Die Biennale für zeitgenössische Kunst Manifesta 7 wird in der Festung Franzensfeste und in der Alumix ausgetragen. Die Ausstellung wird am 19. Juli 2008 eröffnet und dauert bis zum 2. November 2008. Die lokale Kunstszene wird eingebunden.

Im Sinne der Förderung moderner und zeitgenössischer Kunst wird die Stiftung Museion  das neu errichtete Gebäude in der Dantestraße beziehen. Das neue Museion wird am 24. Mai  2008 eröffnet. Die neue Struktur wird  die  Stiftung in ihrem Auftrag stützen, als bedeutende Schnittstelle zwischen internationaler und lokaler zeitgenössischer Kunstszene zu wirken.

Im Jahre 2008 werden die Grundsätze der Reform der Unterstufe und des Kindergartens unter Berücksichtigung der neuen Regelungen des Gesetzentwurfs: Allgemeine Bildungsziele und Ordnung von Kindergarten und der Unterstufe nunmehr im vierten Schuljahr erprobt und umgesetzt. Dabei wird die Autonomie der Schulen gestärkt und den Schulen mehr Gestaltungsspielraum eingeräumt. Die Rahmenrichtlinien für die personenbezogenen Lernpläne und neue Regelungen für die Bewertung sollen die Schulen bei der weiteren Erprobung unterstützen. 

Ein wichtiges Anliegen wird es auch sein, die Schwerpunkte und Leitgedanken des neuen Bildungsleitbildes umzusetzen.

Ein weiterer großer Schwerpunkt der Tätigkeiten wird die Zuerkennung der Autonomie an die Kindergärten sein, mit der ein neuer Verteilungsplan der Kindergartensprengel und ein veränderter  Rechtsstatus der Leiter/innen der Kindergärten verbunden sind.

Auch die Sprachenzentren für Kinder mit Migrationshintergrund müssen ausgebaut werden, die Ressourcen erhöht und Beratung und prompte Eingliederung in das Bildungssystem optimiert werden.

Zudem müssen Maßnahmen im Zusammenhang mit der Überprüfung des Aufholens von Lernrückständen(Nachprüfungen) in den Oberschulen gesetzt und die nötigen Ressourcen zur Verfügung gestellt werden.

Von grundlegender Bedeutung ist die Ausarbeitung eines neuen Kollektivvertrages für das Lehrpersonal mit neuen Regelungen für die Arbeitszeit des Lehrpersonals. Auch der normative Teil des Vertrages der Schulführungskräfte und jener der Inspektoren muss endlich abgeschlossen werden. In Anwendung des Gesetzes: Bestimmungen im Bereich Bildung werden die Weichen für den Landeszusatzstellenplan gelegt werden, der ja die Möglichkeit vorsieht, Lehrpersonen in Überzahl in die Stammrolle aufnehmen zu können. 

Durch die Erhöhung der Schulpflicht bis zum 16. Lebensjahr ist die Berufsbildung vor neue Herausforderungen gestellt worden. Das arbeitsfähige Alter wurde generell von 15 auf 16 Jahre verlegt. Die Möglichkeit, das 10. Pflichtschuljahr in der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol auch in der Lehrlingsausbildung mit adäquaten Formen zu absolvieren, stellt uns vor die Notwendigkeit, diese adäquaten Formen zu definieren und gestalten. Wichtig ist, dass die Gleichwertigkeit der Bildungsstränge gewahrt bleibt und die jungen Menschen von einem Bildungssystem in das andere jederzeit wechseln können. Die Mindeststandards der schulischen und beruflichen Bildung sind zu gewährleisten. 

Die Berufsbildung hält an ihrem System der berufsorientierenden Grundstufen und an den Berufsfachschulen fest. Sie wird das bestehende Angebot ausbauen und den neuen Erfordernissen anpassen. Auch der wachsenden Anzahl der Schüler/innen mit Migrationshintergrund müssen wir durch gezielte pädagogische Maßnahmen gerecht werden.

Ein besonderes Anliegen stellt die Betreuung und Förderung von Jugendlichen mit Lernschwierigkeiten dar, aber auch die Förderung von Begabten. 

Die Berufsmatura stellt einen weiteren Schritt in Richtung Öffnung der Berufsschule nach oben dar. Wir sind überzeugt, dass diese Öffnung notwendig ist. Junge motivierte und lernbereite Menschen sollen die Möglichkeit haben, über die Berufsschule Zugang zu universitären Studien zu erhalten. 

Im Bereich Lehrlingsausbildung wird für alle wichtigen Lehrberufe gemeinsam mit den Sozialpartnern die Bildungsordnung erarbeitet, sobald die Landesregierung eine Grundsatzentscheidung über die Lehrdauer in der traditionellen Lehre getroffen hat. 
Ziel wird es bleiben, möglichst konkret und effizient im Bereich der Ausbildung Chancengleichheit für alle herzustellen. Dementsprechend wird auch im Jahr 2008 die finanzielle Unterstützung bedürftiger Studierender ein Kernpunkt der Bildungsförderung sein. Die Förderungsmaßnahmen lassen sich nicht nur als erweiterte Familienförderung verstehen, sondern erhöhen als „Investitionen in Köpfe“ die ökonomische Konkurrenzfähigkeit des Landes. 

Im Bereich der Hochschulausbildung wird mit der Umsetzung des Hochschulfördergesetzes weiter gegangen. Die traditionellen Studienbeihilfen werden durch Einkommens unabhängige Leistungsstipendien ergänzt. Im Jahr 2008 bilden der Ausbau der postuniversitären Förderung sowie die Umsetzung des Forschungsfördergesetzes einen wichtigen Schwerpunkt. Die Erarbeitung eines Forschungsförderprogramms für die nächsten 5 Jahre, sowie die Festlegung der technischen, organisatorischen und finanziellen Instrumente für die Gewährleistung der Forschungsförderung stehen an. Einen besonderen Schwerpunkt bildet die Errichtung eines Instituts für Molekulare Medizin an der Eurac. .Um den Standort der Freien Universität Bozen zu stärken, wird das entsprechende Dienstleistungsangebot für Studierende an der Universität in Bozen und den Außenstellen erweitert. Unter anderem ist im Jahr 2008 die Fertigstellung von zwei Heimstrukturen für ungefähr 230 Studenten geplant.

Im Sinne eines lebenslangen Lernens und der Tatsache, dass die Arbeitsmarktsituation einen hohen Grad an Mobilität fordert, wird im Jahr 2008 die Orientierungsarbeit für Erwachsene ausgebaut und durch spezielle Projekte unterstützt. Im Hinblick auf die schul- und berufskundliche Information werden, nach der Schaffung gesetzlicher Rahmenbedingungen, weitere Schritte zum Aufbau eines Berufsinformationszentrums (ABIZ) umgesetzt. 
Mit dem Haushaltsansatz des Vorjahres von 16,25 Millionen Euro wollen wir auch 2008 wieder die wichtigen Grundbedürfnisse im Bereich des Sports der ca. 1600 Gesuchsteller in den Bereichen Tätigkeit, Veranstaltungen, Kurse, Geräte und Anlagen befriedigen. Zum Glück ist unser Land bereits gut mit Sportanlagen ausgestattet, so dass in Zukunft mehr in die anderen Bereiche investiert werden kann. 

Bei vielen Themen wie Gesundheit, Bildung, Integration und Prävention stellt der Sport ein wichtiges Medium dar, um Entwicklungen in die richtige Richtung zu lenken. Ganz stark wird auch das Verhältnis Schule und Sportvereine in den Mittelpunkt von Diskussionen rücken. Bei all diesen Themen wird es zunehmend wichtig, vernetzt und abteilungsübergreifend zu arbeiten.

Die Zusammenarbeit mit dem CONI in Rom wird dauernd verbessert. Die Begleichung der Schulden aus alten Verpflichtungen wurde geregelt und ein neues Einvernehmensprotokoll unterzeichnet. Auch 2008 wird ein Sportstättenprogramm in Zusammenarbeit mit dem CONI erstellt, sodass auf diesem Weg auch im kommenden Jahr Finanzierungen für den Sportstättenbau zur Verfügung stehen. Mit Sorgfalt werden auch die legislativen Entwicklungen auf Staatsebene verfolgt, wo verschiedene neue Entwicklungen im Bereich des Breitensports mit einer Stärkung der Kompetenzen der Regionen uns autonomen Provinzen anstehen.

Für den nächsten Dreijahreszeitraum 2008 – 2010 müssen laut Landesgesetz Nr. 6/1992 die Rahmenbedingungen der Finanzierung der Gemeinden und Bezirksgemeinschaften zwischen Landeshauptmann und der Vertretung der Gemeinden festgelegt werden. Dabei wird die Landesregierung weiterhin jene Gelder zur Verfügung stellen, die es den Körperschaften erlauben, ihre Ziele und Programme erreichen zu können. Gleichzeitig mit den Finanzfragen wird an der Fortentwicklung der Gemeindeautonomie gearbeitet.

Auch im kommenden Finanzjahr sollen schwerpunktmäßig Investitionsvorhaben fortgeführt werden.

Das Radwegenetz soll weiter ausgebaut und vervollständigt werden. Dazu gehört auch die Errichtung der notwendigen Radraststätten und –plätze. Insgesamt finden die bisher bereits verwirklichten Radwege einen regen Zuspruch von Einheimischen und Gästen.

Ein weiterer wichtiger Investitionsschwerpunkt soll im Bereich der Schulbauvorhaben gesetzt werden. Denn es zeigt sich immer wieder, dass die teilweise in den 70er Jahren errichteten Schulgebäude nicht mehr den heutigen Erfordernissen entsprechen. Diese Anpassungen sind mit erheblichen mehrjährigen Kosten verbunden.

Nicht vernachlässigt werden weiters die Investitionen im Bereich der Errichtung von Strukturen für die Betreuung älterer Menschen, diese sollen im Rahmen der von der Region zur Verfügung gestellten Geldmittel weiter geführt werden. Zu diesen Strukturen gehört nicht nur die Errichtung von Alten- und Pflegeheimen, sondern auch die Errichtung von Altenwohnungen. Besonders letztere soll es älteren Mitmenschen ermöglichen, so lange als möglich selbstständig und womöglich in gewohnter Umgebung zu verbringen.

Die Gewährleistung der Zwei- und Dreisprachigkeit in der öffentlichen Verwaltung sowie bei Körperschaften, die öffentliche Dienste erbringen, ist eine der Säulen unserer Autonomie. Die immer wieder beklagte Verletzung des Rechtes auf Gebrauch der deutschen Sprache bei den Konzessionsunternehmen hat mich veranlasst, ein Rundschreiben an diese zu richten, mit dem sie erneut auf ihre Verpflichtung zur Zweisprachigkeit in den Beziehungen zu den Bürgerinnen und Bürgern hingewiesen und angehalten werden, ausreichend zweisprachiges Personal zu beschäftigen sowie mittels entsprechenden Hinweisschilder darauf aufmerksam zu machen, dass in ihren Betrieben dieser Verpflichtung Rechnung getragen wird. In diesem Zusammenhang soll auch die entsprechende Web–Seite im Bürgernetz neu gestaltet werden, indem eine klare Darstellung der gesetzlichen Bestimmungen gegeben wird und auch praxisorientierte Anleitungen für die Durchsetzung des Rechtes aufgezeigt werden. Den Bürgerinnen und Bürgern soll auch mit weiteren geeigneten Initiativen nahe gelegt werden, dass sie dieses Recht jederzeit einfordern können. 

Ein für uns unverzichtbares Instrument für die erfolgreiche Umsetzung unserer Autonomie ist die Feststellung der Zwei- und Dreisprachigkeitskenntnisse, welche mittels der Bescheinigungen nach Art.3 des DPR. 752/1976 i.g.F. nachgewiesen werden. Die Kommissionen, bestehend aus Sprachexperten, welche die entsprechenden Prüfungen abnehmen, sind im bevorstehenden Jahr zu erneuern und durch die Anwendung neuer Ernennungskriterien beabsichtigen wir eine weitgehende Erneuerung der Kommissionen und eine zunehmend auf den international anerkannten europäischen Referenzrahmen ausgerichtete Abnahme der Prüfungen zu erzielen. Auf der Zielgeraden befinden sich derzeit die Abänderungen des DPR. 752/1976, mit welchen die Voraussetzungen für die Anerkennung anderweitiger Diplome für den Nachweis der Kenntnis der deutschen und italienischen Sprache festgelegt werden. 

Die steigenden Lebenshaltungskosten und das unbestritten hohe Niveau der Preise für Güter und Dienstleistungen in unserem Lande, gehören mit zu den Gründen, weshalb dem Verbraucherschutz und somit auch der Tätigkeit der Verbraucherzentrale Südtirol eine immer wichtigere Rolle zukommt. In den immer häufiger ausgetragenen Interessenskonflikten zwischen Anbietern und Verbrauchern, gilt es angesichts des Ungleichgewichtes am Markt, die Belange unserer Verbraucher tatkräftig zu unterschützen und die Verbraucherzentrale Südtirol in die Lage zu versetzen ihre Rolle als „Anwalt der Konsumenten“ wahrzunehmen. Dies erfolgt zum einen über die alljährlich ansteigende Finanzierung dieser Einrichtung, welche somit auf eine sichere Grundlage gestellt wird, und zum anderen über die verstärkte Kontrolle der Preisentwicklung in unserem Land. Im kommenden Jahr wird die Südtiroler Verbraucherzentrale ihre vielseitige Informations- und Beratungstätigkeit weiterführen, aber diese auch mit Unterstützung des bereichszuständigen Landesamtes weiter ausbauen. Ziel ist es, mit der Beratungstätigkeit immer mehr Südtiroler Konsumentinnen und Konsumenten zu erreichen und hierfür die Tätigkeit auch stärker zu dezentralisieren. Im Mittelpunkt der Tätigkeit des nächsten Jahres stehen die Beratungen in den Bereichen Preise und Finanzdienstleistungen, in denen die Verbraucher/innen angesichts der steigenden Komplexität der Konsumentscheidungen und der wachsenden Eigenverantwortlichkeit immer größeren Druck ausgesetzt sind.

Das Wohlstandsgefälle zwischen dem Norden und Süden, die kulturellen Konflikte und zunehmende Umweltproblematik erfordern von uns allen einen verstärkten Einsatz für eine gerechtere Weltordnung. Es ist Aufgabe der Politik, der Wirtschaft, der Wissenschaft und der Zivilgesellschaft, geeignete Wege zu finden, um eine nachhaltigere Entwicklung einzuleiten. Die Landtage von Südtirol, Tirol und Trentino haben in diesem Zusammenhang beschlossen, den Global Marshall Plan zu unterstützen. Nach der bereits erfolgten Vorstellung dieses globalen Strategieplanes, wird die Landesregierung im bevorstehenden Jahr mit weiteren Maßnahmen zur Verbreitung und Umsetzung dieses Instrumentes beitragen. Gleichzeitig werden wir zahlreiche Projekt und Programme in unseren vorrangigen Zielländern, insbesondere in Afrika, unterstützen und die teilweise bereits genehmigten Wiederaufbauprogramme in Katastrophengebieten durchführen. Die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit Burkina Faso steht nun bereits im zehnten Jahr und wir werden die Zusammenarbeit mit den Provinzen Sanguiè und Tapoa im kommenden Jahr für die Südtiroler Bevölkerung mit verschiedenen Initiativen dokumentieren. Die bereits bestehende erfolgreiche Zusammenarbeit im gesundheitlichen Bereich mit dem in Norduganda gelegenen Distrikt Gulu soll insbesondere auf den Erziehungs- und Schulbereich ausgebaut werden und ein Partnerschaftsabkommen als Grundlage für diese Zusammenarbeit abgeschlossen werden. 

Die Stärkung der Zivilgesellschaft und die Aufwertung des Einsatzes der Bürgerinnen und Bürger ist eines der wesentlichen und ständigen Aufgabenfelder unserer politischen Zielsetzungen. Angesichts verschiedener, auf nationaler Ebene anstehender Reformen, werden wir unsere Informations- und Beratungstätigkeit verstärken und in Zusammenarbeit mit den Dachorganisationen Initiativen zur Unterstützung der Vereine und Verbände in die Wege leiten. Sowohl der für Jugendliche konzipierte Zivildienst als auch der für ältere Menschen gedachte Sozialdienst sind gut angelaufen und werden im kommenden Jahr stark gefördert, um den Erwartungen der Interessierten und der Südtiroler Gesellschaft verstärkt Rechnung zu tragen.

Im Personalbereich konnten im Jahre 2007 gemäß Stabilitätspakt weitere 60 Stellen in der Verwaltung abgebaut werden. Dank dieses Stellenabbaus halten sich die Mehrkosten für die mit dem Begleitgesetz zum Nachtragshaushalt 2007 erfolgte Aufstockung des Lehrpersonals um 80 Stellen aufgrund der angestiegenen Schülerzahl in Grenzen bzw. bleiben relativ stabil. Zu vermerken ist in diesem Zusammenhang auch, dass das Land in den letzten 10 Jahren ca. 1.000 Bedienstete vom Staat, von der Region, von den Gemeinden und anderen Körperschaften mit den entsprechenden Diensten übernommen hat (Motorisierung, Arbeitsämter, Grundbuch und Kataster, ANAS, Reinigungsdienst der Grundschulen).
Die Betreuung dieser neuen Dienste erfolgt durch die verschiedenen zentralen Dienststellen mit den bestehenden Personalressourcen und zwar bei gleichzeitigem Stellenabbau laut Stabilitätspakt. Für die Verwaltung brachte diese Mehrbelastung eine erhebliche Anstrengung.

Das derzeitige Stellenkontingent für die verschiedenen Schulen und die gesamte Landesverwaltung inklusive Museen und Bibliotheken umfasst 18.126 Stellen. Davon entfallen über 14.000 Stellen allein auf den Bereich Bildung.
Die Personalkosten sind vor allem aber auch deshalb nicht weiter angestiegen, da die Anpassung der Gehälter an die örtliche Inflation für das Jahr 2007 noch ausständig ist. Die Verhandlungen zum bereichsübergreifenden Kollektivvertrag stehen aber vor dem Abschluss. Laut dem ausgehandelten Vertragsentwurf erhöhen sich die Gehälter ab 01.07.2007 um definitiv 2,3 %. Dieser Prozentsatz entspricht der örtlichen Inflation für den Zeitraum der letzten 12 Monate.

JUGENDBERICHT
Das Landesgesetz zur Förderung der Jugendarbeit in Südtirol sieht vor, dass die zuständigen Landesräte jährlich im Rahmen der Haushaltsdebatte dem Landtag einen Bericht über die Initiativen und Maßnahmen vorzulegen haben, die im Sinne des LG 13/83 gefördert wurden.

Dies der Bericht  über die Förderungsschwerpunkte der Jugendarbeit der deutschen und  ladinischen Sprachgruppe im Jahr 2007:

Kinder- und Jugendförderung ist die erfolgreichste und wirksamste Zukunftsinvestition unserer Gesellschaft. Deshalb ist Jugendpolitik als Querschnittaufgabe aller Politikfelder zu verstehen, die mit entsprechenden konkreten Inhalten zu füllen ist. Ziel ist es, Kinder und Jugendliche zu befähigen, selbständig und eigenverantwortlich zu handeln, Rechte wahrzunehmen und Verantwortung zu übernehmen sowie das Leben als Chance zu begreifen, nach eigenen Vorstellungen zu leben. Subsidiarität und Solidarität sind die Leitmotive einer Jugendpolitik, die zu einer Bildungspartnerschaft zwischen Kinder und Jugendlichen, Familien und schulischen und außerschulischen Einrichtungen führen muss. Zusammenarbeit und Dialog sind dabei die wesentlichen Werte, in deren Mittelpunkt die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen stehen, die es gilt ernst zu nehmen. Was brauchen junge Menschen für die Gestaltung ihres zukünftigen Lebens als eigenverantwortliche, solidarische und demokratische BürgerInnen unseres Landes? Ihre Teilhabe am kulturellen und sozialen Leben, ihre Freiheit, Lebensräume gestalten zu können und ihre Möglichkeiten, gesellschaftliche Entwicklungen mitzubestimmen sollen erweitert werden.

Aufbauend auf die genannten Grundsätze sowie auf das im LG 13/83 festgeschriebene Subsidiaritätsprinzip und im Sinne des Programms zur Förderung der Jugendarbeit für die deutsche und ladinische Sprachgruppe fördert das Land in Zusammenarbeit mit den Gemeinden die laufende Verstärkung und Verbesserung der Angebote der Jugendarbeit der verschiedenen Trägerorganisationen auf Landes-, Bezirks- und Ortsebene. 

Im Jahr 2007 wurden in der Jugendförderung folgende Schwerpunkte gesetzt:

1. Mit 4.6 Millionen Euro wurden die Anstellung von hauptberuflichen pädagogischen Fachkräften in den Jugendorganisationen, Jugenddiensten und Jugendzentren, die laufenden Ausgaben (Betriebsaufwendungen) und die Organisation und Durchführung von Aus- und Fortbildungsangeboten für ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Jugendarbeit (dabei sind in erster Linie die Programme des Jugendhauses „Kassianeum“ und der Jugendorganisationen hervorzuheben) gefördert. Diese Basisförderung sichert die grundlegende Tätigkeit der Jugendarbeit auf Orts-, Bezirks- und Landesebene. Vor allem in Bezug auf die verstärkte Notwendigkeit, das ehrenamtliche Engagement junger Menschen durch den Einsatz von pädagogischen Fachkräften zu begleiten und zu unterstützen.

Mit weiteren ca. 200.000,00 Euro wurden in diesem Jahr auch eine Reihe von Projekten gefördert, die in erster Linie dazu beitragen sollen, dass neue Inhalte, Methoden und Konzepte Eingang in die Praxis der Jugendarbeit finden können. 

2. Für den Bau bzw. Einrichtung von Infrastrukturen der Jugendarbeit konnten Beiträge in der Höhe von 2.4 Millionen Euro vergeben werden. Gefördert wurden u.a. die Errichtung von größeren Jugendinfrastrukturen in Meran/Untermais, Bruneck, Partschins, Glurns, Vals, Vilpian, Truden, Völs, Zannseralm, Elvas, Kaltern, Steinegg, Seis, Laas, Plaus, Sand in Taufers und Neumarkt (Abschluss des Neubaus des Jugendzentrums) sowie viele kleinere Investitionen in verschiedene Einrichtungen der Jugendarbeit. Diese Investitionen schaffen die Voraussetzungen mit dafür, dass sich die Aktivitäten der Jugendvereine entfalten können. Sie sind ein eine wichtige Rahmenbedingung für die Entfaltung von jugendlichen Freiräumen.

3. Neben den Jugendherbergen in Brixen, Meran und Toblach ist seit einem Jahr auch die Jugendherberge in Bozen in Betrieb. Die Auslastung der Jugendherbergen weist insgesamt eine weiter steigende Tendenz auf. Sie erfreuen sich bei jugendlichen Gästen aus bis über 100 Ländern! großer Beliebtheit. Heuer ist mit knapp 70.000 Nächtigungen zu rechnen. Damit sind die Jugendherbergen auch zu Botschaftern unseres Landes in die Welt geworden, ganz im Sinne internationaler Jugendarbeit.

4. Tätigkeitsschwerpunkt des Amtes für Jugendarbeit (Ausgaben 150.000,00) war auch 2007 die Beratungs- und Informationsarbeit für Gemeinden und Jugendgruppen mit dem Ziel, Antworten auf die wichtigsten Probleme der Jugendarbeit zu finden. Zu den in diesem Jahr wichtigsten Themen zählten neben der Prävention und der  Mitbestimmung von Kindern und Jugendlichen die Integration von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund, die geschlechtssensible Jugendarbeit und die Kinder- und Jugendanwaltschaft. 

In der globalisierten Wissensgesellschaft hängt die Zukunftsfähigkeit eines Landes zunehmend vom Wissen und Können seiner Menschen ab. Bildung, Qualifikation und Kompetenz eröffnen Lebenschancen. Jugendarbeit leistet hierfür einen zunehmend wichtigeren, ja gerade unverzichtbaren Beitrag, der durch die verbesserte Definition der dafür nötigen Ressourcen und die verstärkte Sicherung der fördernden Rahmenbedingungen ausgebaut werden kann und soll. Dies auch im Lichte neuer Herausforderungen was die interkulturelle Kompetenz von Jugendlichen betrifft.

Eine Politik der Chancengleichheit, die die Perspektiven dafür öffnen soll, dass die berufliche und familiäre Dimension von Männern und Frauen auf eine gemeinsam partnerschaftlich verantwortete Basis gestellt werden können und müssen, ist ein zusätzlicher wesentlicher Faktor für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes. Dabei wird der Horizont der individuellen und gesellschaftlichen Lebenschancen junger Menschen in neue Weiten entwickelt. Letztlich auch zum Wohle zukünftiger Generationen, die ein Lebensumfeld vorfinden sollen, das weniger von Brüchen und Differenzen und mehr von konsolidierten modernen Lebensentwürfen geprägt ist.

Die Jugendarbeit in italienischer Sprache bemüht sich für eine gründlichere und weitere Anwendung des einschlägigen Landesgesetzes. Vor allem in Zusammenarbeit mit den in unserer Provinz tätigen Verbänden hat sie verschiedene Initiativen hinsichtlich der Ausbildung und der Information der Jugendlichen auf kulturellem, sozialem, ethischem und ökologischem Gebiet und auf anderen Gebieten, die für die Jugendlichen von Interesse sind, verwirklicht. Außerdem hat sie Initiativen zu einer engeren Zusammenarbeit mit den Jugendverbänden der drei Sprachgruppen vorgeschlagen, um die Art der für die Jugendlichen vorgeschlagenen Maßnahmen zur Förderung der Kenntnis der gegenseitigen Kulturen zu verbessern.

Gestüzt auf die guten Erfahrungen der Vergangenheit, werden auch im Jahr 2008 die Verbände, die mit und für die Jugendlichen direkt arbeiten, mit besonderem Interesse gefördert.

Infolgedessen wird auch das Programm über die Schaffung und Erneuerung von Strukturen, nämlich von Zentren, Treffpunkten, Zeltlagern, Jugendhäusern, Beziehungspunkten für die Studenten und junge Arbeiter, sowie von anderen Jugendräumen verstärkt.

Zum Zweck der Planung wird man die Ergebnisse der letzen Jugendstudie bezüglich auf die kulturellen Interessen der Jugend aufmerksam betrachten und zwar mit dem Ziel, den Erwartungen der Jugendlichen auch durch die Erneuerung der Angebote der Vereine und Jugendzentren besser entsprechen zu können. 

Die technische und finanzielle Unterstützung der Einrichtungen und Verbände, die im Bereich des Jugenddienstes arbeiten, bleibt weiterhin äußerst wichtig.

Im Jahre 2008 werden insgesamt 80 Einrichtungen und Jugendverbände finanziert, die sich mit den italienischsprachigen Jugendlichen auf verschiedenen Ebenen beschäftigen.

Besondere Aufmerksamkeit wird der Beratung und der Information bezüglich der Jugendzentren und Treffpunkte geschenkt. 

Vorrangig ist die Finanzierung des Animations-Personals in den Jugendzentren. Der Animateur spielt nämlich eine immer wesentlichere Rolle für den regelrechten Ablauf der Tätigkeit der Jugendzentren und vor allem für die Qualität der angebotenen Dienste.

Demzufolge werden die Projekte eine weite Aufmerksamkeit genießen, welche die Aus- und Weiterbildung der Erzieher und Animateure vorsehen.

Mit besonderer Achtung werden all jene Initiativen unterstützt, die den direkten Einsatz der Jugendlichen im Bereich der Kultur, der Bildung, des Sozialen und der Freizeit vorsehen.

Auf diesem Gebiet zählt man auch die von den Jugendvereinen in Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Jugendarbeit geförderten Initiativen zur Schaffung von Formen der Zusammenarbeit und des direkten Einsatzes von Jugendlichen und deren Vereinen.

Wie es vom Koalitionsprogramm vorgesehen ist, werden besonders die Erfordernisse, Interessen und Notwendigkeiten der Jugendlichen beachtet, damit sie der demokratischen Organisation unseres Landes ihren direkten Beitrag leisten.
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